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1 Einleitung 

Die vorliegende Forschungsarbeit „Bürgerschaftliche Nahwärme und die Bremer Wärmepolitik. 

Analyse der Rahmenbedingungen der Wärmewende und Handlungsempfehlungen für die Förderung 

bürgerschaftlicher Anergie-Projekte.“ entsteht im Kontext des Forschungsprojektes „Urbane 

Anergienetze als Instrument der Wärmewende in Bremen", das von der Klimaschutzagentur 

energiekonsens zusammen mit der Hochschule Bremen durchgeführt wird. Das Projekt hat eine Laufzeit 

von zwei Jahren (01. Juni 2024 bis 31. Juli 2026) und wird von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 

(DBU) gefördert. 

Das Forschungsprojekt adressiert eine bedeutende Herausforderung der kommunalen Wärmewende: die 

Entwicklung klimaneutraler Wärmeversorgungslösungen für dichter bebaute innerstädtische Quartiere, 

die weder für konventionelle Fernwärmenetze noch für gebäudebezogene Wärmepumpen geeignet sind. 

In Bremen könnte ein bedeutender Anteil des Gebäudebestandes in dieser strategischen Lücke der 

Wärmeversorgung liegen. Damit kämen für diese Teile der Stadt die genannten entscheidenden 

Handlungsansätze der Wärmewende im Bereich der Wärmeversorgung nicht in Frage. Zum Zeitpunkt 

der Arbeit der Enquetekommission „Klimaschutzstrategie für das Land Bremen“ musste dieser Anteil 

des Gebäudebestandes auf ca. 30% geschätzt werden (HIC, Averdung 2021, Bremische Bürgerschaft 

2021: 89ff.), die für etwa 0,36 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalente verantwortlich wären (ebenda.: 

104ff.). Auch das zur Vorbereitung der Wärmeplanung von Bremen in Auftrag gegebene Fachgutachten 

benannte diesen Teil des Gebäudebestandes als kritisch und sieht einen Bedarf an geeigneten 

Lösungsvorschlägen (Qoncept 2024: 75).  

In Bremen haben seit 2022 mehrere bürgerschaftliche Initiativen das Vorhaben verfolgt, in dicht 

bebauten innerstädtischen Quartieren eine klimaneutrale Wärmeversorgung durch „kalte 

Nahwärmenetze“ in gemeinwohlorientierter Trägerschaft zu etablieren. Als Energiequelle soll 

Erdwärme aus Bohrungen im öffentlichen Raum dienen. Inzwischen ist 2024 aus diesen Initiativen die 

Genossenschaft „ErdwärmeDich e.G.“ hervorgegangen, die konkret die Errichtung eines 

entsprechenden Nahwärmenetzes im innerstädtischen Bereich vorbereitet. Die Projekte werfen die 

Frage auf, welche Potentiale urbane Anergienetze bieten, um im verdichteten, durch heterogenen 

Gebäudebestand gekennzeichneten Raum eine an ambitionierten Klimaschutzzielen orientierte 

Wärmewende umzusetzen. Neben technischen und finanziellen Herausforderungen ist auch bedeutsam, 

mit welchen rechtlichen Anforderungen diese Vorhaben konfrontiert sind. Zudem ist zu klären, mit 

welchen Hindernissen sich bürgerschaftliches Engagement auf dem Weg zu einer Entwicklung einer 

professionellen, verlässlichen und gleichzeitig gemeinwohlorientierten erneuerbaren Wärmeversorgung 

konfrontiert sieht und welche Unterstützungsmöglichkeiten bestehen. 

Deutlich ist, dass der Ansatz der bürgerschaftlichen Initiativen in Bremen einen wichtigen Bedarf in 

urbanen Räumen adressiert, da für dicht bebaute Stadtgebiete gebäudebezogene Luft-Wasser-

Wärmepumpen aufgrund von Platzproblemen und Schallemissionen nach aktuellem technischen 

Stand in vielen Fällen ungeeignet sein können und gleichzeitig der Ausbau perspektivisch 

dekarbonisierbarer Fernwärmenetze auf hochverdichtete Stadtgebiete und große Einzelabnehmer (z.B. 

öffentliche Einrichtungen und größere Mehrfamilienhäuser) beschränkt bleiben wird. Gebiete, in denen 
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die Eignung der verschiedenen Versorgungstechnologien nicht eindeutig gegeben ist, werden rechtlich 

als Prüfgebiete angesehen (§ 3 WPG). Für einen Teil dieser Gebiete muss als offen gelten, ob eine 

Wärmeversorgung mit Fernwärme oder einzelgebäudebezogener Wärmepumpe realisiert werden kann. 

Im Ergebnis lässt sich für die genannte strategische Lücke, die im Folgenden als „graue Zone“ 

bezeichnet wird, in der Umsetzung der Wärmewende in Bremen wie auch in anderen Städten eine 

Option erkennen, für die es einen dringenden Bedarf an empirischen Erfahrungen aus Pilotprojekten 

und für die Bewältigung der mit diesen Projekten verbundenen Herausforderungen gibt.  

Grundsätzlich benennen auch die grundlegende Forschung zur Wärmewende (exemplarisch.: Schüwer 

et al 2022: 15, Öko-Institut, Fraunhofer ISE 2022: 29) und die Versorgungswirtschaft (Roundtabel 

Wärmewende 2023) „kalte Nahwärme“ ausdrücklich als ein potenziell bedeutsames Instrument zur 

erneuerbaren Wärmeversorgung im urbanen Raum. Auch die Rolle von Bürgerenergiegemeinschaften 

wird betont. Insofern stellen die in Bremen entstandenen bürgerschaftlichen Initiativen und die 

Genossenschaft „ErdwärmeDich e.G.“ für die Stadt eine wertvolle Chance dar, ihre klimapolitischen 

Ziele in der Wärmeversorgung tatsächlich umzusetzen.  

Das zentrale Anliegen dieses Forschungsprojektes besteht deshalb darin, die Potenziale und 

Herausforderungen urbaner Anergienetze bzw. „kalter Nahwärmenetze" als einem innovativen 

Instrument der lokalen Wärmewende zu analysieren. Drei übergeordnete Ziele stehen in der 

Untersuchung im Vordergrund: Erstens sollen die rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen für die Etablierung solcher Nahwärmeprojekte überprüft und 

Verbesserungsvorschläge entwickelt werden. Zweitens werden die konkreten Herausforderungen für 

bürgerschaftliche Initiativen bei der Entwicklung von Anergienetzen untersucht, um geeignete 

Unterstützungsmaßnahmen zu identifizieren. Drittens gilt es, die Übertragbarkeit des 

Handlungsansatzes auf andere siedlungsstrukturell geeignete Stadtgebiete zu bewerten. 

Das hier vorliegende Arbeitspapier setzt damit die im Projekt vorgesehenen Arbeitsschritte der 

systematischen Analyse der zentralen Herausforderungen der Wärmewende im Mehrebenensystem 

sowie der detaillierten Untersuchung der rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen sowie der Analyse der Handlungsorientierung und Handlungsansätze der Akteure 

des Wärmesektors in Bremen und der Entwicklungsbedingungen für kalte Nahwärme um (Arbeitspaket 

5). Das Arbeitspapier dient zum einen der Vertiefung der inhaltlichen Einarbeitung im 

Forschungsprojekt, zum anderen schafft es die theoretischen und empirischen Grundlagen für weitere 

Arbeitsschritte, insbesondere für die Entwicklung von Empfehlungen, den fachlichen Transfer und den 

Dialog mit den Akteuren in Bremen. Das Arbeitspapier fasst auch wesentliche Schlussfolgerungen 

zusammen, die auf der Basis der hier dargestellten Befunde entwickelt werden, und formuliert 

entsprechende Handlungsempfehlungen. Damit werden wesentliche Elemente des Arbeitspaketes 7 

(Aufbereitung und Veröffentlichung der Projektergebnisse und Handlungsempfehlungen) 

umgesetzt. 

Als weitere Arbeitspapiere liegen vor 1) die Studie „(Kalte) Nahwärme in der Wärmewende 

Analyse technischer Konzepte, Betreibermodelle und Kostenstrukturen anhand von 

Praxisbeispielen.“ vor, die die bestehenden Erfahrungen bei der Etablierung von Nahwärmeprojekten 
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aufarbeitet und beispielhafte Umsetzungsprojekte identifiziert und portraitiert1 sowie 2) die Studie 

„Instrumente für die Förderung bürgerschaftlicher Nahwärme im urbanen Bestand. Ein Screening des 

Forschungsstandes zur Governance der Wärmewende.“, die differenzierte Handlungsempfehlungen zu 

Förderungen bürgerschaftlicher Nahwärme formuliert2. 

Methodisch basiert die Studie auf einer Literatur- und Dokumentenanalyse sowie auf der Durchführung 

leitfadengestützter qualitativer Interviews mit Schlüsselakteuren der Wärmeversorgung in Bremen 

sowie mit Expert:innen der Gestaltung der Wärmewende in Deutschland und in Bremen zu den 

Handlungsorientierung der Akteure des Wärmesektors in Bremen, den Entwicklungsbedingungen für 

„kalte Nahwärme“ in Bremen sowie den notwendigen kommunalen Rahmensetzungen und der 

Unterstützung von Nahwärmeprojekten (zu den Grundlagen der angegebenen qualitativen Methoden: 

Ohly, Weber 2014; zu Experteninterviews: Helferich 2014; zur qualitativen Inhaltsanalyse: Mayring 

2015).  

Die Studie gliedert sich entsprechend in sechs Hauptabschnitte, die von den übergeordneten 

Herausforderungen der Wärmewende zu den spezifischen Bremer Verhältnissen und Ansätzen für 

kommunale Instrumente und Handlungsmöglichkeiten führen: 

Kapitel 2 analysiert die zentralen Herausforderungen der Wärmewende im deutschen 

Mehrebenensystem und beleuchtet die strategischen Kernelemente der nationalen Wärmepolitik, wobei 

besondere Aufmerksamkeit den Handlungsfeldern Gebäudeeffizienz, Wärmeversorgung und 

kommunale Wärmeplanung gewidmet wird. Hier werden die bundesrechtlichen Vorgaben und deren 

Auswirkungen auf die kommunale Ebene untersucht. Kapitel 3 fokussiert auf kalte Nahwärme und 

Bürger-Energiegemeinschaften als innovative Elemente der lokalen Wärmewende. Hier werden 

Anergienetze in die Entwicklung der Wärmenetztechnologien eingeordnet und ihre Potenziale für die 

urbane Anwendung bewertet. Kapitel 4 wendet sich der konkreten Situation in Bremen zu und stellt die 

Entwicklung und den aktuellen Stand der Bremer Klimaschutzpolitik dar. Dabei werden die 

Kernelemente der lokalen Wärmewende analysiert und die zentralen Akteure – von 

Versorgungsunternehmen über kommunale Wohnungsgesellschaften bis hin zu bürgerschaftlichen 

Initiativen – mit ihren jeweiligen Handlungsansätzen vorgestellt. Zudem wird die zwischenzeitlich 

vorliegende Studie zur Bremer Wärmeplanung berücksichtigt. Kapitel 5 zieht Schlussfolgerungen und 

formuliert Handlungsempfehlungen für die Bremer Wärmepolitik und die mögliche Rolle 

bürgerschaftlicher Nahwärme.  

 
1  Rinner, Christian; Osthorst, Winfried (2025): (Kalte) Nahwärme in der Wärmewende Analyse technischer 

Konzepte, Betreibermodelle und Kostenstrukturen anhand von Praxisbeispielen. Arbeitspapier zum Arbeitspaket 

2 des Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als Instrument der Wärmewende in Bremen" (Hochschule 

Bremen und energiekonsens GmbH), gefördert von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). GLOKAL 

Arbeitspapier zur Nachhaltigkeitspolitik – No. 19, Hochschule Bremen, Bremen. Kostenfreier Download unter: 

xx 
2 Osthorst, Winfried; Rinner, Christian (2025): Instrumente für die Förderung bürgerschaftlicher Nahwärme im 

urbanen Bestand. Ein Screening des Forschungsstandes zur Governance der Wärmewende. Arbeitspapier zum 

Arbeitspaket 5 des Forschungsprojektes „Urbane Anergienetze als Instrument der Wärmewende in Bremen"  

(Hochschule Bremen und energiekonsens GmbH), gefördert von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). 

GLOKAL Arbeitspapiere zur Nachhaltigkeitspolitik, Nr. 22, Hochschule Bremen, Bremen. DOI: xxx 
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2 Zentrale Herausforderungen der Wärmewende im 

Mehrebenensystem 

2.1  Strategische Kernelemente der Politik der Wärmewende 

In der fachlichen Diskussion um die Gestaltung der Wärmewende in Deutschland hat sich eine 

Orientierung auf die umfassende, gesteuerte Umgestaltung des Wärmesektors mit dem Ziel der 

Erreichung der Klimaneutralität entwickelt, die verschiedene Teilsektoren in den Blick nimmt. Hier ist 

grundsätzlich eine weitgehende Übereinstimmung hinsichtlich der zur Erreichung der Klimaneutralität 

entscheidenden Handlungsbereiche und der erforderlichen Handlungsansätze erkennbar, obwohl sich 

gleichzeitig relevante Kontroversen in bedeutenden Teilfragen erkennen lassen. 

Als zentrale Handlungsbereiche benennen übereinstimmend insbesondere Studien umweltpolitisch 

orientierter Institute und Politikberatungseinrichtungen (z.B. Bürger et al. 2021; Köhler et al. 2021; 

Clausen, Fichter 2020; Schüwer et al. 2022; SRU 2023: 141ff.): 

• Die möglichst hochwertige Sanierung des Gebäudebestandes insbesondere bei den 

Komponenten Dämmung von Wand, Decken und Dach sowie bei Fenstern und Türen, um 

insgesamt den Wärmeenergiebedarf zu senken.  

• Die Umstellung der Wärmeversorgung auf Wärmepumpen für die dezentrale 

Wärmeversorgung.  

• Der Ausbau der zu dekarbonisierenden Wärmenetze für dicht bebaute Quartiere und 

Wärmegroßabnehmer. 

• Die strategische Wärmeplanung durch die Kommunen, die insbesondere auch die Zuordnung 

von Wärmeversorgungsoptionen zu Stadtgebieten leistet und zusätzlich die Bewirtschaftung 

des Untergrunds als Wärmespeicher sowie den Rahmen für den lokalen Ausstieg aus dem 

Betrieb des Gasnetzes ordnen soll (hierzu z.B. Bürger et al. 2021). 

• Die Festlegung der Rolle synthetischer Gase (insbesondere Wasserstoff) und von Biomasse als 

Elemente der Wärmewende sowie die Regulierung der Transformation der Erdgasverteilnetze 

(als Überblick z.B. Agora Energiewende 2023, Kern et al. 2023, Senders 2022). 

• Zusätzlich wird übereinstimmend die Notwendigkeit einer Anpassung des Strompreisregimes 

und auch der Ertüchtigung der Verteilnetze an die Erfordernisse einer in wesentlichen Teilen 

elektrifizierten Wärmeversorgung betont (Bürger et al. 2021). 

Zentraler Akteur bei der Gestaltung dieser Handlungsbereiche ist grundsätzlich die Bundesregierung, 

die im Wesentlichen durch die bundesrechtliche Festlegung von Förderinstrumenten und 

ordnungsrechtlichen Verpflichtungen jeweils Anreize und verbindliche Vorgaben für die verschiedenen 

Regelungsadressaten definiert: Durch die den gesamten Gebäudebestand betreffenden Ziele im Bereich 

der Sanierung und der gebäudebezogenen Wärmeversorgung sind die Wohnungswirtschaft und die 

privaten Hausbesitzer:innen angesprochen, wodurch alle Haushalte und alle Bürger:innen finanziell und 

auch hinsichtlich der Gestaltung ihrer persönlichen häuslichen Umgebung betroffen sind. Regelungen 

zur Wärmeplanung betreffen die Kommunen durch die Pflicht zur Aufstellung entsprechender Pläne. 

Mit den Bereichen der Wärmenetze (hinsichtlich ihrer Dekarbonisierung und der Gewährleistung der 
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Verbraucherrechte), der Steuerung eines weitgehenden Rückbaues der Erdgasnetze, der Entwicklung 

eines Wasserstoffsektors inklusive des Aufbaus einer entsprechenden Infrastruktur sowie einer 

Anpassung des Stromsektors sind umfassende Re-Regulierungen von zentralen Versorgungssektoren 

notwendig, die bislang separat nebeneinander bestanden. In der Wärmewende verbinden sich damit 

klimapolitische Ziele umfassend mit komplexen Herausforderungen der Steuerung mehrerer sektoraler 

Transformationen, Eingriffen in die Besitzstände erheblicher Teile der Bevölkerung sowie mit 

kontroversen Bewertungen sozialer Gerechtigkeit und der Belastungsfähigkeit bei der Verteilung der 

Kosten. Insbesondere die Elektrifizierung der Wärmeerzeugung durch unterschiedliche Formen der 

Wärmepumpen verknüpft die Wärmeversorgung systematisch mit dem Stromsektor und einer zukünftig 

ebenfalls in großem Umfang auf elektrischen Antrieben basierenden Mobilität (Sektorkopplung) 

(Bürger et al. 2021; Wietschel et al 2019). 

Als zentrale Anforderungen an die Gestaltung umfassender Transformationen benennt der 

Forschungsstand zum einen die möglichst weitgehende Kohärenz der einzelnen Elemente des 

Regulierungsrahmens, zum anderen die langfristige Verlässlichkeit seiner strategischen 

Grundausrichtung. Nur auf der Basis stabiler Rahmenbedingungen gelinge es, die 

Handlungsrationalitäten wesentlicher Akteure stabil und dauerhaft auf das Steuerungsziel hin zu 

verändern (Engelmann et al. 2021: 411; Schüwer et al. 2022: 11; Bürger et al. 2021: 11;; Roundtable 

Wärmewende 2023) - also z.B. Versorgungsunternehmen Investitionen in aufwändige neue 

Infrastrukturen und Versorgungssysteme, Produzenten die riskante Entwicklung innovativer technischer 

Lösungen mit Marktreife und Haushalten Konsumentscheidungen in existenziellem Umfang zu 

ermöglichen.  

Das Ziel eines klimaneutralen Gebäudebestandes als strategisches Kernelement der Wärmewende 

wurde bereits in älteren Klimaschutzstrategien (z.B. Deutscher Bundestag 2016: 25ff.) eindeutig 

formuliert, im Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) im Jahr 2019 durch die Bundesregierung aus 

CDU/CSU und SPD (2018-2021) erstmals verbindlich definiert und durch Regulierungsansätze in 

vielen Teilbereichen kontinuierlich auf klimapolitische Erfordernisse hin weiterentwickelt (z.B. 

Gebäudestandards). Ein umfassender, transformationsorientierter Umbau des Wärmesektors wurde 

durch die Bundesregierung aus SPD, Grünen und FDP (2021-2025) unternommen. Zentrale Elemente 

dieses Umbaus sind die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) und das Wärmeplanungsgesetz 

(WPG). Bereits 2019 wurde mit dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) eine zentrale 

Rahmenbedingung für den Wärmesektor geschaffen, indem ein nationaler Emissionsrechtehandel für 

die von der EU-Emissionshandelsrichtlinie EHS (RL 2003/87/EG) nicht erfassten Sektoren Wärme 

und Verkehr ab dem Jahr 2021 geschaffen wurde, um Preise für fossile Brennstoffe einzuführen und ab 

2027 die jährlich zulässigen Emissionsmengen zu verringern. Zentrale Umsetzungsinstrumente sind die 

Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG), die seit 2021 energetische Sanierungsvorhaben mit 

Zuschüssen und zinsverbilligten Darlehen unterstützt, und die 2022 geschaffene Bundesförderung für 

effiziente Wärmenetze (BEW), die den Neubau von Wärmenetzen mit hohen Anteilen an erneuerbaren 

Energien und die Dekarbonisierung bestehender Netze fördert. Parallel wurde mit der 

Verwaltungsvorschrift KANU 2.03 durch die Bundesnetzagentur 2024 die beschleunigte Abschreibung 

 
3 Festlegungsverfahren zur Anpassung von kalkulatorischen Nutzungsdauern und Abschreibungsmodalitäten 

von Erdgasleitungsinfrastrukturen (KANU 2.0), siehe 
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der Gasnetze möglich, um die Kosten der Netztransformation zu regeln. Ein umfassender 

Regulierungsrahmen für eine Steuerung der Gasnetztransformation, die auch die Rechte und Pflichten 

von Versorgungsunternehmen und Verbraucher:innen unter Berücksichtigung sozialer Aspekte neu 

bestimmt, steht jedoch bislang aus (Agora Energiewende 2023, 2024; vgl. den Konsultationsvorschlag 

des BMWK vom 14.03.2024: BMWK 2024). Im November 2025 hat das BMWE4 einen 

Referentenentwurf zur EnWG-Novelle veröffentlicht, der erstmals Vorschläge zur Stilllegung von 

Gasnetzen und der Kündigung von Anschlüssen vorschlägt sowie den Vertrieb fossilen Gases nach 2049 

verbietet (BMWE 2025). Entscheidende EU-Rechtssetzungen zur Umsetzung klimapolitischer Ziele im 

Gebäudebereich sind die EU-Gebäuderichtlinie EPBD (RL 2024/1275/EU), die EU-Energieeffizienz-

Richtlinie EED (RL 2012/27/EU) sowie die Richtlinie zum Gas- und Wasserstoff-Binnenmarkt mit 

Blick auf die Wärmeversorgung (RL 2024/1788 EU). 

Die Bundesländer haben in diesem Kontext vor allem eine zentrale Rolle durch ihre Mitwirkung an der 

Gesetzgebung im Föderalismus. Zudem machen sie in unterschiedlichem Maße von der Möglichkeit 

Gebrauch, durch eigene Klimaschutzziele, Klimaschutz- und Fachgesetze, Förderprogramme und 

Landeseinrichtungen zu agieren (Monstadt, Scheiner 2016, Czada 2022, Fenna, Jodoin, Setzer 2024). 

Von besonderer Bedeutung ist ihre steuernde Rolle für die kommunale Klimapolitik durch 

Förderprogramme sowie durch fachrechtliche Vorgaben, die Entwicklungspfade lokaler Klimapolitik 

mitprägen (Irmisch et al. 2022, Kochskämper, Kern 2024). Im Bereich der Wärmewende hat vor allem 

das seit 2011 durch eine von den Grünen geführte Landesregierung Baden-Württemberg eine 

Vorreiterfunktion entwickelt, indem zentrale Elemente des oben genannten wärme- und 

gebäudebezogenen Handlungsinstrumentariums frühzeitig gesetzlich etabliert wurden (z.B. kommunale 

Wärmeplanung, Vorschriften für Einsatz erneuerbarer Wärme bei neuen Heizungen, Photovoltaikpflicht 

auf neuen bzw. sanierten Gebäuden), die die Gestaltung der Wärmewende auf Bundesebene und in 

anderen Bundesländern beeinflussen (Schmidt et al.2023). 

Den Kommunen kommt in der lokalen Umsetzung der Wärmewende die Rolle eines zentralen Akteurs 

zu. Im staatlichen Mehrebenensystem sind die Kommunen vor allem Regulierungsempfänger und 

hinsichtlich ihrer Handlungsfähigkeit auf Förderprogramme von Bund und Ländern abhängig. Eigene 

Kompetenzen haben sie zum einen im Bereich der Planung und der Steuerung der Stadtentwicklung. 

Ihre zentralen Instrumente sind jedoch in vielen Bereichen der Klimapolitik weniger regulativer Art, 

vielmehr agieren sie vornehmlich mit weichen Ansätzen wie Netzwerken und Informationsangeboten 

(Bulkeley, Kern 2006; Engels et al 2018; Difu 2018; Irmisch et al. 2022). Bedeutsam ist jedoch auch 

die Rolle kommunaler Unternehmen, die die Stadtentwicklung und die Form der Versorgungsstrukturen 

maßgeblich bestimmen. Für die Wärmewende relevant sind hier kommunale Wohnungsunternehmen 

und Versorgungsunternehmen. Auch die Gestaltung des öffentlichen Gebäudebestandes ist bedeutsam 

(Riechel et al. 2016; Difu 2018; Dunkelberg, Hirschl, Weiß 2020). Mit der kommunalen Wärmeplanung 

haben die Kommunen jetzt eine Schlüsselrolle bei der aktiven Gestaltung der Wärmeversorgung 

zugewiesen bekommen (Kochskämper, Kern 2024, Dunkelberg, Hirschl, Weiß 2020). 

 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/GBK_Eckpunkte/start.html (abgerufen am 

09.02.2025). 
4 Ab 2025 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, BMWE 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/GBK/GBK_Eckpunkte/start.html
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Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 zur Anwendung der grundgesetzlich 

verankerten Schuldenbremse hat die Spielräume auch für klimapolitisch bedingte Ausgaben durch 

strikte Auslegung der Anforderungen an die Jährlichkeit von öffentlichen Haushalten und an Ausgaben 

aufgrund außergewöhnlicher Notlagen deutlich eingeschränkt. Neben dem Bund sind ausdrücklich auch 

die Möglichkeiten der Länder, klimapolitisch bedingte Ausgaben über Kredite zu finanzieren, strikt 

begrenzt (Deutscher Bundestag 2023)5. Durch die Einführung des Artikel 143h GG im März 2025 wurde 

eine Ausnahme von der Schuldenbremse für das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität 

(SVIK) geschaffen, dass auch Zuführungen über insgesamt 100 Mrd. € in den 

Klimatransformationsfonds umfasst, die 2025 zur Finanzierung der verschiedenen Bundesprogramme 

im Bereich Klimaschutz genutzt werden. 

Bei den Bundesländern und Kommunen besteht als Folge sowohl der sehr begrenzten finanzpolitischen 

Handlungsspielräume als auch der bestehenden Grundsatzkonflikte über die zukünftige politische 

Gestaltung des regulativen Rahmens der zentralen Elemente der Wärmewende auf Bundesebene eine 

erhebliche Unsicherheit über die Rahmenbedingungen, unter denen langfristige Entscheidungen im 

Wärmebereich gegenwärtig getroffen werden müssen (siehe z.B. Deutscher Städtetag 2025). Die 

Anforderung der Gewährleistung langfristig stabiler Handlungsrationalitäten für eine umfassende 

Transformation kann gegenwärtig nur als bedingt erfüllt angesehen werden.  

2.2 Herausforderungen im Handlungsfeld Gebäudeeffizienz  

Wesentliche Teile der Forschung und der umweltpolitischen Politikberatung gehen davon aus, dass das 

Ziel eines klimaneutralen Gebäudebestandes vor allem die möglichst weitgehende Verringerung des 

Heizenergiebedarfs6 durch die Sanierung der wesentlichen Gebäudeelemente bzw. den Neubau nach 

anspruchsvollsten energetischen Standards bedingt. Nur für den technisch unvermeidbaren restlichen 

Bedarf an Heizenergie solle Wärme auf Basis erneuerbarer Energie verwendet werden, da erneuerbare 

Energie in allen Formen auch in optimistischen Ausbauszenarien nur begrenzt zur Verfügung steht und 

bei allen Energieträgern durch negative Folgen eines massiven Ausbaues bedeutsame Zielkonflikte 

bestehen, die so weit wie möglich zu begrenzen sind (Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-Institut 2021; 

zum Überblick als Metaanalyse wesentlicher Studien: Köhler et al. 2021). Akteure der Umweltpolitik 

und der umweltpolitischen Politikberatung fordern deshalb als regelmäßigen Zielstandard für 

Vollsanierungen den KfW-Effizienzhausstandard 55 bzw. die Energieeffizienzklasse B im 

Gebäudeenergieausweis (entspricht 50 bis 75 KWh/m2//a)7. Als Instrumente werden vorgeschlagen: 

verpflichtende Sanierungsfahrpläne, die auch Teilsanierungen berücksichtigen, gesetzlich festgelegte 

Sanierungspflichten, ein Anspruch auf Förderung mit einer entsprechenden finanziellen Ausstattung der 

Förderprogramme des Bundes sowie ein Fokus der Förderung auf sogenannte Worst-Performing-

Buildings. Deren Anteil ist insbesondere bei EFH/ZFH überproportional hoch, wofür auch die im 

Durchschnitt größeren Wohnflächen und der höhere Wärmeverlust durch Außenwände für den 

Endenergieverbrauch des Gebäudebestands verantwortlich sind (hierzu SRU 20238). Für den Neubau 

 
5 Die Sondervermögen konkreter Bundesländer werden ausdrücklich benannt, u.a. mit Bezug auf Bremen 

(Deutscher Bundestag 2023: 8). 
6 Zur Vereinfachung wird der Themenbereich der Gebäudekühlung hier nicht weiter thematisiert. 
7 Anlage 10 zu §86 GEG 
8 SRU 2023 (141) gibt an, dass die 33% der Haushalte in EFH/ZFH 47,5 % der gebäudebedingten Emissionen 

verursachen.  



12 

 

wird der KfW-Effizienzhausstandard 40 gefordert (z.B. DUH 2019; Köhler et al. 2021; Schüwer et al. 

2022: 45ff.; Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-Institut 2021: 59ff.). 

Demgegenüber bewerten Akteure der Wohnungswirtschaft (z.B. Schichel 2022; 2023a; Michalski, 

Reiß, Strauss 2021: 7ff.; Roundtable Wärmewende 2023: 20ff.) die genannten Sanierungsziele als nicht 

wirtschaftlich darstellbar und klimapolitisch ineffizient. Die Folge dieser Strategie seien hohe Kosten 

für Immobilienbesitzer:innen, die bei Mietwohnungen zu höheren Mieten führten. Zudem stünden den 

erheblichen Investitionen nur geringe zusätzliche CO2-Einsparungen entgegen und würden die 

sanierungsbedingten zusätzlichen Emissionen nicht ausreichend berücksichtigt. Mitunter wird auch auf 

Befunde verwiesen, dass verhaltensbedingt Emissionsminderungen teilweise gar nicht eintreten würden 

(Michalski, Reiß, Strauss 2021: 7, 11). Gefordert wird stattdessen eine Orientierung auf einen 

Endenergiebedarf für Heizung und Warmwasser von 100 kWh/m²/a, der eine Umsetzung durch eher 

unaufwändige Teilschritte ermögliche und im Regelfall den Einsatz einer Wärmepumpe erlaube 

(Roundtable Wärmewende 2023: 20). Diese Positionen werden auch von der kommunalen bzw. 

gemeinnützigen Wohnungswirtschaft vertreten (Schichel 2023b), die zu den Schlüsselakteuren der 

kommunalen Wärmewende gehören (Riechel et al. 2016). Ein besonderes Augenmerk liegt auch auf der 

kommunalen Wärmeplanung, wo ein "bezahlbarer" (Schichel 2023b) Effizienzstandard von EH 100 bis 

115 in Kombination mit einer CO2 -armen bzw. -freien Wärmeversorgung als effizientester und 

sozialster Weg gesehen wird. Auch seien Fristen für die Wärmeplanung der Kommunen zu eng gesetzt 

(Schichel 2023b). Diese zunächst nur als ökonomisch begründete Interessenvertretung wahrgenommene 

Position wird inzwischen auch von Teilen der Wissenschaft eingenommen. Als „Praxispfad CO2-

Reduktion im Gebäudesektor“ unterscheidet eine Initiative aus den Bereichen Architektur und 

Ingenieurwesen mit Unterstützung von Verbänden und Teilen der Wirtschaft einem Fokus auf die 

erneuerbare Wärmeversorgung von einem prioritär auf die Sanierung zielenden Effizienzpfad, der 2,4-

mal höhere Kosten bei gleichem Klimaschutzniveau verursache und bei Mietverhältnissen zu 

Kostensteigerungen von durchschnittlich 2,20 EUR/m² Monat führe (Endres et al. 2024)9. 

Wissenschaftliche Auswertungen des Einsatzes von Wärmepumpen unterschiedlichen Typs in der 

Praxis kommen für sehr verschiedene Gebäudetypen zum Ergebnis, dass eine Wärmeversorgung durch 

Wärmepumpen auch in Gebäuden mit mittlerer Sanierungstiefe zweckmäßig ist und entgegen älterer 

Annahmen keine umfassende energetische Sanierung auf sehr hohem Niveau erfordert (Fraunhofer ISE 

2020; Prinzing et al. 2020). Stattdessen zeigt sich, dass viele Bestandsgebäude mit einem 

Temperarturniveau auskommen, das den effizienten Betrieb einer Wärmepumpe auch mit begrenzten 

baulichen Veränderungen z.B. der Heizkörper zulässt (Öko-Institut, Fraunhofer ISE 2022). Gleichzeitig 

bestehen zwischen sehr energieeffizienten Gebäuden und mäßig sanierten Gebäuden sehr wohl deutliche 

Unterschiede im Energiebedarf, die sich auch in unterschiedlichen Betriebskosten niederschlagen 

(ebenda: 24). Hierdurch gewinnt die Frage der Strompreisgestaltung und spezieller Wärmepumpentarife 

ebenso wie die des Verhältnisses der Stromkosten zu Kosten fossiler Brennstoffe eine erhebliche 

Bedeutung (ebenda: 49).10 Demgegenüber betonen Holm, Mellwig und Pehnt (2023) die Notwendigkeit 

hochwertiger Sanierungsstrategien für den Gebäudebestand als Voraussetzung für den 

 
9 Das Arbeitspapier der Autorengruppe wird auf der vom GdW (Bundesverband deutscher Wohnungs- und 

Immobilienunternehmen e. V.) getragenen Plattform www.initiativepraxispfad.de als Manifest von zahlreichen 

Verbänden und Unternehmen namentlich unterstützt (Angabe auf der Internetseite am 29.09.2025: 635) 
10 Ein Sanierungsniveau, das als „Wärmepumpen ready“ gilt, wird nach Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-

Institut (2021: 66) mit einem Heizenergieverbrach von 90-120 kwh/m²/a erreicht. 

http://www.initiativepraxispfad.de/
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Wärmepumpeneinsatz mit Blick auf den Gesamtenergiebedarf, die Netzstabilität in kalten Perioden und 

die zwischen Effizienzklassen sehr unterschiedlichen Strombedarfe und hieraus resultierenden Kosten. 

Herausforderungen an die sozial gerechte Gestaltung der Wärmewende sind im Handlungsfeld der 

Gebäudeenergieeffizienz sowie in den Schnittstellen zu weiteren Handlungsfeldern in mehrfacher 

Hinsicht erkennbar: grundsätzlich fördert die einkommensunabhängige Förderung von 

Sanierungsmaßnahmen wohlhabendere Haushalte häufiger, was zu einer deutlichen Umverteilung von 

Steuermitteln an Besserverdienende führt, während die 11% Eigenheimbesitzer:innen aus dem unteren 

Einkommensdrittel (SRU 2023: 149) besonders häufig Häuser in schlechtem energetischen Zustand 

besitzen, von steigenden Energiepreisen stark betroffen sind und ohne eine soziale Staffelung von 

Fördersätzen eine Sanierung für diese Haushalte kaum finanzierbar ist (ebenda.). Für den Bereich der 

Mehrfamilienhäuser zeigen Analysen, dass die Mehrheit der in diesem Gebäudetyp lebenden 

einkommensschwachen Haushalte zur Miete und häufiger als andere Gruppen in älteren Häusern mit 

schlechterem Sanierungszustand lebt. Sie sind im Vergleich zu ihrem verfügbaren Einkommen durch 

Energiekosten deutlich stärker belastet als Haushalte mit höherem Einkommen. Besonders betroffen 

sind die Gruppen der Rentner:innen, Arbeitslosen und Alleinerziehenden (Schumacher et al. 2023). 

Empfehlungen zielen auf einen Instrumentenmix, in dem ordnungsrechtliche Vorgaben durch sozial 

gestaffelte Förderelemente gestützt werden, die sich insbesondere auf die Rückverteilung des CO2 

Preises stützen (Schumacher et al. 2024; Schüwer et al. 2022).  

Kontrovers sind die Positionen hinsichtlich der Gestaltung im Mietwohnbereich: das Ziel der 

Warmmietenneutralität soll aus Sicht verschiedener Autor:innen unter Beibehaltung des Ziels eines 

hochwertig sanierten Gebäudebestandes gefördert werden, indem u.a. die Inanspruchnahme der 

Sanierungsförderung durch Vermieter:innen gestützt und gleichzeitig die Umlage von 

Modernisierungskosten verändert wird – im sogenannten „Drittelmodell“ des BUND und des 

Mieterbunds z.B. durch eine Begrenzung auf 3%/a statt bislang 8%/a (Ifeu 2024; ähnlich grundsätzlich 

Schumacher et al. 2024; Bürger et al. 2021: 51). Das Ziel einer auf Warmmietenneutralität gerichteten 

Gestaltung der Sanierungsförderung betonen auch wirtschaftswissenschaftliche Positionen. Hier wird 

z.B. zusätzlich vom DIW eine Fokussierung auf die Förderung einkommensschwacher 

Eigentümer:innen sowie auf die energetischen schlechtesten Gebäude („Worst-First“) empfohlen (Behr 

et al. 2024). Verbände der Wohnungswirtschaft sehen hohe Sanierungsstandards nur mit einer starken 

öffentlichen Förderung als erreichbar an. Als Instrument werden auch hohe 

Abschreibungsmöglichkeiten vorgeschlagen. Zudem wird die Bedeutung von verlässlichen 

Rahmenbedingungen und dem Kosten-Nutzen-Verhältnis von Investitionen betont (GdW o.J., ZIA 

2025). Die bereits skizzierte Forderung eines Fokus auf die klimaneutrale Wärmeversorgung bei einer 

begrenzten Tiefe der Sanierung stellt eine maßgebliche Gegenposition dar (s.o.).  

Weitere Positionen thematisieren auch den Neubau und schlagen zur Begrenzung der Wohnkosten eine 

Verringerung von Baustandards vor, ohne hier in erster Linie Klimaschutzanforderungen anzusprechen. 

Einen wichtigen Impuls stellt hier der „Hamburg-Standard“ dar, mit dem das Land Hamburg durch 

systematisch verschlankte Verfahren und reduzierten Standards die Baukosten im Wohnbereich um bis 

zu 2.000€/m² (entspricht ca. einem Drittel der Kosten) reduzieren will (BSW 2025). Eine grundsätzliche 

politische Herausforderung ist, dass aus dem Spektrum der möglichen Instrumente bei allen 

Bevölkerungsgruppen allein die Förderung eine starke Akzeptanz genießt (pollitix 2021). 
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2.3 Herausforderungen im Handlungsfeld Wärmeversorgung 

Die Umstellung auf eine klimaneutrale Wärmeversorgung muss sich dem Forschungsstand zufolge 

wesentlich auf die Technologien der dezentralen Wärmepumpen und die zu dekarbonisierenden 

Wärmenetze stützen (z.B. Köhler et al 2021, Bürger et al. 2021, Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-

Institut 2021). Hierbei wird für den Wohngebäudebestand im bundesdeutschen Durchschnitt von einem 

Anteil an den Heizanlagen von bis zu 73% für dezentrale elektrische Wärmepumpen, 10% für Biomasse 

basierte Heizungen und 14% für Wärmenetze ausgegangen – mit Blick auf die Anteile an der 

Wohnraumfläche wird von Anteilen von 60% dezentralen elektrischen Wärmepumpen und 26% 

Wärmenetzen ausgegangen, da Anschlüsse an Wärmenetze vorwiegend für größere Mehrfamilienhäuser 

erfolgen (ebenda: 64ff.). Das am 01.01.2024 in Kraft getretene WPG verpflichtet die Anbieter von 

Fernwärme, für ihre Netze Fahrpläne zur vollständigen Umstellung auf klimaneutrale Wärmequellen 

bis Ende 2026 aufzustellen, wobei für 2030 und 2040 Zwischenziele gefordert sind (§29 WPG). 

Grundsätzlich wird auf die zentrale Rolle von Wärmenetzen für schnelle Dekarbonisierungserfolge bei 

der Versorgung durch die Umstellung einer einzigen zentralen Anlage verwiesen (Roundtable 

Wärmewende 2023: 14f.).  

Die Stärkung der Rolle von Wärmenetzen als Instrument der Wärmewende ist dabei von mehreren 

Herausforderungen bestimmt: Die Transformation der Wärmeerzeugung von fossilen Energieträgern 

insbesondere durch die Nutzung der Abwärme von Kohle- und Gaskraftwerken zu Wärmequellen auf 

der Basis erneuerbarer Energien erfordert hohe Investitionen in Großwärmepumpen, die Erschließung 

neuer Abwärmepotenziale aus Industrie oder Klärwerkabläufen sowie die Nutzung von synthetischen 

Gasen, Biomasse, Geothermie oder Solarthermie (Agora Energiewende, Prognos, GEF 2024). 

Verbunden ist hiermit eine Differenzierung der Formen von Wärmenetzen nach Temperaturniveau, 

Energieträger und Größe, in der die Absenkung des Temperaturniveaus grundsätzlich geringere 

Wärmeverluste und die bessere Integration eines breiteren Spektrums an Wärmequellen ermöglicht. 

Hier betont die Fachliteratur die Potenziale von Niedertemperaturnetzen der 4. und von sogenannten 

„kalten“ Netzen der 5. Generation zur Integration erneuerbarer Energiequellen und für den Einsatz in 

begrenzten Quartieren als sogenannte Nahwärmenetze (z.B. Agora Energiewende 2019, Buffa et al. 

2019, Gundmundson et al. 2021; positiv aus Sicht der Versorgungswirtschaft: Roundtable Wärmewende 

2023, siehe auch Abschnitt 3.1). Gleichzeitig stellt ein entsprechender Umbau bestehender Wärmenetze 

erhebliche technische und investive Herausforderungen dar (siehe Beiträge in Agora Energiewende 

2019). 

Während bislang zentrale Wärmeerzeugung und Netzbetrieb in der Regel in der Hand eines 

Versorgungsunternehmens liegen, ist für die Zukunft offen, ob die Integration verschiedener 

Wärmequellen auch neue regulatorischen Bedingungen für einen anbieterneutralen Netzbetrieb 

erfordern könnte (Maß, Pehnt 2019). In jedem Fall ist von einer zunehmenden Vielfalt an 

Konstellationen zwischen Wärmeerzeugern, Netzbetreiber(n) und Kund:innen sowie 

Geschäftsmodellen und Betreiberformen auszugehen (Agora Energiewende, Prognos, GEF 2024; Dena, 

Öko-Institut, Hamburg Institut 2023; Köhler, Bürger, Berneiser 2024). Da Wärmeanbieter gegenüber 

ihren Kund:innen in konkreten Gebieten als Monopolisten auftreten, wird der Absicherung der 

Verbraucher:innen gegen Kostenrisiken und unfaire Rahmenbedingungen (z.B. hinsichtlich des Rechts 
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auf Kündigung) eine zentrale Bedeutung zugemessen, um in diesem Bereich die Wärmewende sozial 

gerecht zu gestalten und die Akzeptanz von Fernwärme zu sichern (Agora Energiewende, Prognos, GEF 

2024). Hervorgehoben wird hier z.B., dass 80% der mit Fernwärme versorgten Haushalte Miethaushalte 

sind (ebenda: 11). Dem steht das Interesse der Anbieter an einer Kosten- und Risikominimierung 

entgegen. Gegenwärtig ist die Neuregulierung des Rechtsrahmens für Wärmelieferungen in der 

Diskussion, in der entscheidende Festlegungen über die Kostenverteilung und die Attraktivität der 

netzbasierten Wärmeversorgung zu erwarten sind11. Positionen aus gebäudewirtschaftlicher und 

klimaschutzpolitischer Sicht weisen darauf hin, dass mieterschutzorientierte Vorschriften den Anschluss 

an Wärmenetze erschweren, da diese gegenwärtig mit den Kosten günstiger fossiler Wärmeversorgung 

zu vergleichen sind, nicht mit zukünftig höheren Kosten für alternative Lösungen (Bürger et al. 2021: 

14ff.; Roundtable Wärmewende 2023). Bürger et al. (2021: 26ff.) fordern, Kommunen durch 

bundesrechtliche Regulierung die Rekommunalisierung öffentlicher Wärmenetze zu ermöglichen, um 

die Umsetzung kommunaler Wärmepläne und der strategischen Gestaltung von Wärmenetzen zu 

erleichtern.  

Der Ausbau der netzbasierten Wärmeversorgung und deren Transformation erfordert die Entwicklung 

eines regulativen Settings, das bislang nur in Ansätzen besteht bzw. in dem noch einer Transformation 

entgegenstehende Regelungen wirken (z.B. im Bereich der Kraft-Wärme-Koppelung). Hervorgehoben 

wird insbesondere der Bedarf an einer starken finanziellen Förderung des Ausbaus von Wärmenetzen 

sowie von deren Dekarbonisierung ebenso wie die Notwendigkeit der ordnungsrechtlichen Absicherung 

des Einsatzes erneuerbarer Energien und von Abwärme in Wärmenetzen. Der Investitionsbedarf 

erfordert zudem die Mobilisierung zusätzlicher Kapitalquellen. Für den wirtschaftlichen Betrieb 

dekarbonisierter Wärmenetze ist eine Verringerung der Stromkosten sowie eine langfristig sichere 

Förderung der Betriebskosten im Rahmen des BEW erforderlich. Regelungen werden unter anderem 

zur Risikoabsicherung in den Bereichen Abwärmenutzung, Tiefengeothermie und Wärmespeicher 

benötigt (Bürger et al. 2021: 4f, 61ff.; Agora Energiewende, Prognos, GEF 2024: 9ff.). 

Zentrales Element einer klimaneutralen Wärmeversorgung von Wohngebäuden ist nach Bewertung des 

Forschungsstandes zur Wärmewende die Wärmepumpe, die gleichzeitig die Fortführung der 

Umstellung des Stromsektors auf erneuerbare Energien und die Verringerung des aggregierten 

Wärmeverbrauchs durch Gebäudesanierungen bedingt (Bürger et al. 2021: 12ff.; Fraunhofer ISE 2021; 

Schüwer et al. 2022: 27ff.). Die Heizkosten seien bei Wärmepumpen auch unter den Bedingungen der 

aktuellen Regelungen und Förderung sowie einer erwartbaren CO2-Bepreisung fossiler Brennstoffe 

günstiger bis gleich teuer wie Systeme mit Gas-Brennwertgeräten; die direkte Elektrifizierung des 

Heizsystems durch die Wärmepumpe sei dabei auch in sanierten Altbauten technisch möglich 

(Fraunhofer ISE 2021: 4f.). Wissenschaftliche Auswertungen bestätigen inzwischen den effizienten 

Einsatz von Wärmepumpen in Gebäuden mit sehr unterschiedlichen energetischen Standards, wobei 

 
11 In der Diskussion sind außer der bereits erwähnten Wärmelieferverordnung (WärmeLV) die Änderung der 

Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) und 

Änderungen bzw. die Aufhebung der Fernwärme- oder Fernkälte-Verbrauchserfassungs- und 

Abrechnungsverordnung (FFVAV). Hierzu lagen vor der Bundestagswahl 2025 Entwürfe vor. Der 

Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode hält am Ziel einer zwischen Verbrauchschutz und Interessen der 

Versorgungsunternehmen ausgewogenen Regelung fest (CDU, CSU, SPD 2025: 37) und kündigt im Eckpunkte-

Papier für das Gebäudemodernisierungsgesetz entsprechende Regelungen für 2026 inklusive moderater 

Änderungen des Kosteneutralitätsgebotes des Mietsrechts (§ 556c BGB) an (CDU, CSU, SPD 2026: 4f.).  
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Luft/Wasser-Wärmepumpen bei der Jahresarbeitszahl (JAZ) einen Mittelwert von 3,1 erreichen, Sole-

Wasser-Wärmepumpen einem Mittelwert von 4,1 (Öko-Institut, Fraunhofer ISE 2022: 20; ähnlich 

Prinzing et al. 2020).12   

Initiativen, als Alternative zu Wärmepumpen für die Wärmeversorgung in Wohngebäuden synthetische 

Gase wie Methan oder Wasserstoff (H2) einzusetzen, würden zu deutlich höheren Heizkosten im 

Vergleich zu strombetriebenen Wärmepumpen führen (Clausen et al. 2024: 1f.; Fraunhofer ISE 2021; 

31ff.) und gesamtgesellschaftlich einen deutlich höheren Bedarf an vorgelagerten 

Stromerzeugungskapazitäten mit hieraus resultierenden Folgekonflikten verursachen (Schüwer et al. 

2022: 27f.). Obwohl als Folge der politischen Kontroverse um die Wärmewende auf synthetische Gase 

zielende Forderungen nach Technologieoffenheit als Störfaktor bei der Gestaltung der Transformation 

der Wärmetechnologien wirkten und die Konsistenz des Innovationspfades minderten, wird aufgrund 

der höheren Effizienz der Wärmepumpen eine Entwicklung der Märkte eindeutig in Richtung auf die 

elektrische Lösung konstatiert (Kern et al. 2023: 8). Der Einsatz von Wasserstoff für die 

Wärmeversorgung sei nur in Gebieten ausnahmsweise sinnvoll, in denen zur Energieversorgung von 

Grundstoffindustrien ein Abschnitt des Erdgasnetzes auf Wasserstoff umgestellt würde und zur 

Versorgung von Gebäuden mit genutzt werden könnte (Agora Energiewende 2023: 33f.). Bedeutende 

Herausforderungen für die Einführung der Wärmepumpen seien der Fachkräftemangel insbesondere im 

Handwerk (Öko-Institut, Fraunhofer ISE (2022): 42ff.), fehlende Flächen zur Aufstellung der Geräte 

auf kleinen Grundstücken sowie Schallemissionen in dicht bebauten Quartieren (ebenda.: 28ff.)13.  

Das von der Bundesregierung aus SPD, Grünen und FDP entwickelte und im September 2023 

beschlossene Gebäudeenergiegesetz (GEG) formulierte dieser fachlichen Sicht folgend die 

Anforderung, dass ab 2024 schrittweise neu eingebaute Heizung zu mindestens 65% mit erneuerbaren 

Energien zu betreiben seien (§§ 71 ff. GEG). Bereits in ihrer Koalitionsvereinbarung kündigte die 

folgende CDU/CSU-SPD Regierungskoalition an, sie werde „…das Heizungsgesetz abschaffen. Das 

neue GEG machen wir technologieoffener, flexibler und einfacher“ (CDU, CSU, SPD 2025: 24). Die 

im Februar 2026 von den Regierungsparteien vorgelegten Eckpunkte für eine Novelle des GEG als 

„Gebäudemodernisierungsgesetz“ (GModG) sehen dagegen die Abschaffung der 65%-Regel und den 

Verzicht auf Betriebsverbote für bestimmte Heizungsarten vor. Der Einbau von Gas- und Ölheizungen 

wird unter der Maßgabe erlaubt, dass ab dem 01.01.2029 ein zunehmender Anteil erneuerbarer 

Brennstoffe genutzt wird („Bio-Treppe“). Das GModG soll die EPBD umsetzen und behält das Ziel der 

 
12 Im Zeitraum von Juli 2018 bis Juni 2019 erreichten die 29 untersuchten Luft/Wasser-Wärmepumpen 

Jahresarbeitszahlen von 2,5 bis 3,8. Für die zwölf Sole/Wasser-Wärmepumpen wurden Jahresarbeitszahlen 

zwischen 3,3 und 4,7 ermittelt (Öko-Institut, Fraunhofer ISE 2022: 20). Gleichzeitig kommen Prinzing et al. (2020: 

4f.) zum Ergebnis, dass Sole/Wasser-Wärmepumpen bei mittleren Heizungs-Vorlauftemperaturen über 40 % 

effizienter seien als Luft/Wasser-Wärmepumpen bzw. über 40 % niedrigere Elektrizitätskosten aufweisen. Siehe 

auch Abschnitt 2.2 und Fußnote 7. 
13 Die Aufstellung von Wärmepumpen einschränkende Abstandsgebote in den Bauordnungen der Länder wurden 

inzwischen weitgehend reduziert; im Falle der Bremer Landesbauordnung sind sie für Geräte üblicher Größe 

aufgehoben (Bremische Landesbauordnung (BauO) vom 29. Mai 2024 (Brem.GBl. 2024, S. 270), zuletzt 

Berichtigung Brem.GBl. 2024, 381, dort §6(8) Nr. 4 BauO.). Lärmschutzrechtliche Anforderungen basierend auf 

der TA Lärm verlangen einen Standard nach dem Stand der Lärmminderungstechnik, was einen Pegel der 

einzelnen Wärmepumpe von sechs Dezibel unter den maximal zulässigen Lautstärken erfordert, die nach der TA 

Lärm zwischen 35 dB(A) nachts in reinen Wohngebieten und 65 dB(A) tagsüber in Kerngebieten und 

Gewerbegebieten liegen. 
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Klimaneutralität bei. Formuliert wird dabei auch ein Verzicht auf gebäudeindividuelle 

Sanierungsanforderungen (CDU, CSU, SPD 2026: 1f.). 

Die dominierende Form der Heizenergieversorgung der 43,6 Mio. Wohnungen in Deutschland stellt mit 

56,1% (2024) nach wie vor Gas dar14, das überwiegend als fossiles Erdgas über fast 700 Verteilnetze 

die Haushalte erreicht (auch Schüwer et al 2023: 33ff..). Die als Folge der Umstellung der 

Wärmeversorgung auf erneuerbare Energieträger zu erwartende Verringerung des Gasverbrauchs 

erfordert aus Sicht aller beteiligten Akteure einen geordneten Umgang mit der Netztransformation und 

eine Regelung der entstehenden Kosten, die sowohl für die Versorgungsunternehmen als auch die 

Kund:innen erhebliche Risiken bedeuten können. Prognosen erwarten bis 2030 einen moderaten 

Rückgang des Gasverbrauchs, der sich in den dann folgenden Jahren jedoch beschleunigt und bis 2045 

90% erreicht. Gleichzeitig wird ein Bedarf an Wasserstoff vorwiegend für Grundstoffindustrien 

angenommen, der bis zu 30% der jetzigen Gasnachfrage betragen könnte (zusammenfassende 

Auswertung von klimazielkonformen Energiesystemstudien durch Agora Energiewende 2023: 17ff.). 

Nach wie vor investieren die Versorgungsunternehmen jährlich ca. 2,9 Mrd. € in die Netzinfrastruktur 

(2021, davon noch 1,1 Mrd. € in den Neubau von Netzen, ebenda.: 11). Als Konsequenz einer sich 

verringernden Zahl von Kund:innen im Netz drohen nach gegenwärtiger Rechtslage den verbleibenden 

Haushalten deutliche Steigerungen der auf sie umgelegten Betriebskosten durch die Netzentgelte. Ab 

2035 erwartet Agora Energiewende (2023) deutliche Steigerungen der Netzkosten, die das 16fache des 

gegenwärtigen Wertes erreichen könnten (für alte Netze; ebenda.: 98). Entscheidende 

Herausforderungen sind der Vermögensverlust durch nicht vollständig abgeschriebene Gasnetze, ein 

fehlender Rahmen für eine geordnete Stilllegung einzelner örtlicher Teilnetze, eine fortbestehende 

Verpflichtung für die Versorgungsunternehmen zum Betrieb des gesamten Netzes und Hindernisse für 

den Umbau nicht mehr benötigter Leitungen (insbesondere des übergeordneten Verteilnetzes) für 

Wasserstoff (ebenda.: 12ff., Bürger et al 2021: 32ff.).  

Als Konsequenz wird von verschiedenen Studien ein neuer Regulierungsrahmen gefordert, der 

insbesondere veränderte Regelungen für das Bestehen der Versorgungverpflichtung, die Abschreibung 

und die enge Verzahnung der Gasnetzstilllegung mit der kommunalen Wärmeplanung fordert. Gefordert 

werden außerdem Zuschüsse, die die Kostensteigerungen für die Kund:innen direkt begrenzen sollen, 

die Verzahnung mit der Planung des Wasserstoffnetzes, Instrumente zur Förderung der zügigen 

Stilllegung von Teilnetzen sowie die Begrenzung von Rückbauverpflichtungen, um Kosten zu senken 

(Agora Energiewende 2024, Braungner et al. 2024, Schüwer et al. 2022: 33ff.). Die Bundesnetzagentur 

hat 2024 mit dem Festlegungsentwurf zur Anpassung von kalkulatorischen Nutzungsdauern und 

Abschreibungsmodalitäten von Erdgasleitungsinfrastrukturen (KANU 2.0) schnellere Abschreibungen 

erlaubt, um den Netzbetreibern eine gleichmäßigere Verteilung der Kosten auf möglichst viele 

Kund:innen zu ermöglichen (Bundesnetzagentur 2024). Das BMWE legte im November 2025 einen 

ersten Gesetzesentwurf zur EnWG-Novelle vor, der EU-Vorgaben umsetzt. Vorgesehen sind 

Verteilernetzentwicklungspläne für Gasnetze mit einer Laufzeit von 10–15 Jahren, die die kommunalen 

 
14 bdew, Beheizungsstruktur des Wohnungsbestandes in Deutschland 2024. In diesen Daten sind jedoch auch in 

geringem Umfang Flüssiggas und Biomethan enthalten, 

,https://www.bdew.de/media/documents/Wohnungsbestand_Beheizungsstruktur_2024_online_o_dw_jaehrlich_

CMi_18122024.pdf (Abgerufen am 13.03.2025) 

https://www.bdew.de/media/documents/Wohnungsbestand_Beheizungsstruktur_2024_online_o_dw_jaehrlich_CMi_18122024.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/Wohnungsbestand_Beheizungsstruktur_2024_online_o_dw_jaehrlich_CMi_18122024.pdf
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Wärmepläne und Nachfrageszenarien berücksichtigen sollen. Bei genehmigten Plänen sollen 

Netzbetreiber unter bestimmten Bedingungen Anschlüsse verweigern und mit einer Kündigungsfrist 

von 10 Jahren bestehende Anschlüsse trennen können. Fossiles Gas soll nach 2049 nur bei 

Vorhandensein einer CO2-Abscheidung und Speicherung (CCS) erlaubt sein. Die Rückbaupflichten 

werden deutlich begrenzt. Der gegenwärtig in der Anhörung befindliche Entwurf soll 

Planungssicherheit für Transformation, Integration von Wasserstoff und synthetischen Gasen sowie die 

Netzstilllegung herstellen (BMWE 2025). 

2.4 Kommunale Wärmeplanung als „Startaufstellung“ 

Die kommunale Wärmeplanung wird als strategisch-planerisches Instrument verstanden, um einen 

gesellschaftlich und wirtschaftlich tragfähigen Transformationspfad zum treibhausgasneutralen 

Gebäudebestand zu entwickeln und das Ziel der Dekarbonisierung der Wärmeversorgung planerisch 

anzulegen (Riechel, Walter 2022: 36). Auf der lokalen Ebene besteht der konkrete Bedarf, die 

Entwicklung der verschiedenen für die Wärmeversorgung relevanten Infrastrukturen und die 

Wärmebedarfe aufeinander abzustimmen und mit anderen Herausforderungen der Stadtentwicklung zu 

verbinden. Die deutsche Diskussion bezieht sich regelmäßig auf die langfristigen Erfahrungen in 

Dänemark sowie jüngere Instrumente aus Österreich und der Schweiz (z.B. Maaß 2020; Bürger et al. 

2021; Riechel, Walter 2022). Als zentrale Herausforderung wird benannt, dass die Wärmeversorgung 

bislang vorwiegend durch unkoordinierte Investitionsentscheidungen von oft privatwirtschaftlichen 

Energieversorgungsunternehmen, Infrastrukturbetreibern und Gebäudeeigentümer:innen bestimmt 

werden, deren Investitionen die Versorgungsstrukturen zudem jeweils für Jahrzehnte prägen (Riechel, 

Walter 2022). Planerische Traditionen einer kommunalen Steuerung der Wärmeversorgung wurden 

dagegen in den vergangenen Jahrzehnten weitgehend aufgegeben (Maaß 2020). 

Riechel und Walter (2022) bereiten den Diskussionsstand zum Thema „kommunale Wärmeplanung“ 

mit Blick auf wissenschaftliche, politikberatende, projektbasierte sowie praxisorientierte Ansätze auf 

und skizzieren unterschiedliche Begriffsverständnisse sowie Spektren von Aufgaben, die die 

Wärmeplanung übernehmen soll, und von Vorstellungen zur Reichweite ihrer instrumentellen 

Ausgestaltung. Dabei sei erkennbar, dass ein ursprünglich recht diverses Verständnis von 

Wärmeplanung sich in wichtigen Aspekten vereinheitlicht hat – insbesondere hinsichtlich einer 

ambitionierten Ausrichtung auf Treibhausgasneutralität, einer gebietsscharfen Darstellung geeigneter 

Wärmeversorgungsformen mit Orientierung für Planungs- und Investitionsentscheidungen, sowie 

einem Charakter als längerfristigen, akteursbezogenen Prozess. Unterschiedliche Konzepte bestünden 

weiterhin hinsichtlich der Einbeziehung der energetischen Sanierung des Gebäudebestandes, des hierbei 

anzustrebenden Standards sowie sich ergebender Umsetzungspflichten (ebenda.: 20ff.). Als durch die 

Wärmeplanung zu bewältigende Aufgaben benennen insbesondere klimapolitisch orientierte Beiträge 

neben der Identifikation von Eignungsgebieten von Wärmeversorgungsformen die Steuerung der 

Abwärmenutzung, die strategische Planung von Wärmenetzen, die Bewirtschaftung des Untergrunds 

(z.B. für Wärmespeicher und Geothermie) ebenso wie Aussagen zum strukturierten Rückbau von 

Gasnetzen und der Weiterentwicklung des Stromnetzes als Rückgrat der Sektorkopplung (z.B. Bürger 

et al. 2021: 22ff.; Fraunhofer IEE 2021: 7ff.). Dieses weitreichende Aufgabenportfolio wird aus 

Gründen der Investitions- und Richtungssicherheit ausdrücklich von Vertreter:innen der Kommunal- 

und Versorgungswirtschaft gesehen, die die Wärmeplanung als notwendige „Startaufstellung der 
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Wärmewende“ bezeichnen (Roundtable Wärmewende 2023: 10) - und für ein hohes Maß an rechtlicher 

Verbindlichkeit plädieren (ebenda.: 10ff.). Als weitere Aufgaben werden in verschiedener Ausprägung 

die Steuerung der Wärmenutzungsform durch Bindung der Förderung an die Vorgaben der 

Wärmeplanung diskutiert. Außerdem werden u.a. die Flächensicherung in der Stadtentwicklung ebenso 

wie Festlegungen zur Nutzung synthetischer Gase z.B. als Teil eines H2-Netzes oder biogener 

Brennstoffe in der Kommune als Notwendigkeiten benannt (z.B. Bürger et al. 2021: 22ff., Riechel, 

Walter 2022). Gleichzeitig werden jedoch auch rechtliche Probleme betont, da z.B. die Regelungen zur 

Gasnetz-Konzessionsvergabe Versorgungspflichten vorsieht und Eingriffe bislang nur bedingt erlaubt 

(Senders 2022). Hier wird für einzelne Handlungsfelder erkennbar, dass die Strategiefähigkeit der 

Kommunen auf die Weiterentwicklung des Regulierungsrahmens durch den Bund angewiesen bleibt 

(Bürger et al. 2021: 26ff.), die bislang noch aussteht. 

Für die flächendeckende Einführung der Wärmeplanung in den Kommunen hatte sich seit 2020 die Sicht 

entwickelt, dass hierfür eine Regelung durch den Bund erforderlich sei, die mit Blick auf die föderale 

Zuständigkeit für kommunale Belange zunächst die Bundesländer zur Erstellung der Wärmepläne 

verpflichtet (Maaß 2020; Riechel, Walter 2022). Als inhaltliches Referenzmodell hat sich die Abfolge 

von Erfassung der Bestandsdaten einschließlich der Gewährleistung des Zugriffes auf vorhandene 

Datenbestände (der Versorgungsunternehmen und z.B. der Schornsteinfeger:innen), einer 

Potenzialanalyse, einem räumlich differenziert dargestelltem Zielszenario und einer hierauf basierenden 

lokalen Wärmewendestrategie mit Maßnahmenplanung entwickelt, die auf dem Vorbild der Regelungen 

zur Wärmeplanung im Klimaschutzgesetz des Landes Baden-Württemberg beruht (KEA-BW 2020). 

Das Land Baden-Württemberg hat mit der frühzeitigen Einführung dieses Instrument bundesweit eine 

Vorreiterrolle eingenommen (Riechel, Walter 2022; Schmidt et al. 2023), die sich auch darin spiegelt, 

dass bis September 2025 dem Kompetenzzentrum Kommunale Wärmeplanung (KKW) zufolge von 

insgesamt 724 Kommunen mit abgeschlossener Wärmeplanung 290 aus Baden-Württemberg 

stammen15. Gleichzeitig hat Baden-Württemberg sich für eine informelle Rolle der kommunalen 

Wärmeplanung entschieden, die die Steuerungswirkung begrenzt (Riechel, Walter 2022).  

Auf der Basis dieses Diskussionsstandes hat das BMWK ein Konzeptpapier veröffentlicht (BMWK 

2022), in dem alle relevanten Teilaspekte für die politische Debatte auf Bundesebene angelegt wurden. 

Das in der Folge von der Bundesregierung entwickelte und zum 01.01.2024 in Kraft getretene Gesetz 

für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze (Wärmeplanungsgesetz, WPG) folgt 

dem grundlegenden Aufbau des Referenzmodells. Vorgesehen sind insbesondere die Einteilung in 

voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete für unterschiedliche Versorgungsarten. Ausdrücklich liegt 

ein Fokus auf dem Ausbau von Wärmenetzen, deren Transformation zu erneuerbaren Energieträgern 

festgeschrieben wird, sowie auf der technologieoffenen Möglichkeit der Umstellung von Gasnetzen zu 

Wasserstoffnetzen. Gebiete, in denen die Eignung der verschiedenen Versorgungstechnologie nicht 

eindeutig gegeben ist, werden als Prüfgebiete angesehen (§ 3 WPG). Im WPG wird explizit auch eine 

Bewertung der Rolle von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften oder anderer von den Verbrauchern 

ausgehender Initiativen, die aktiv zur Umsetzung lokaler Projekte im Bereich Wärmeversorgung 

 
15 https://experience.arcgis.com/experience/480e8a1a8b564fd8b389e30aaeae4565/page/Status-quo-

KWP?views=Status-quo-Men%C3%BC%2CTabelle-Status-quo%2CTabellenansicht-Status-quo (abgerufen 

am 06.10.2025) 
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beitragen können, verlangt (§ 21 Nr. 2 WPG). In Hinblick auf Fristen und Regelungen zu Energieträgern 

ist es eng mit dem parallel entwickelten GEG verzahnt. Die Kommunen werden zur Entwicklung von 

Maßnahmen verpflichtet. Gleichzeitig verzichtet das WPG auf eine rechtliche Außenwirkung der 

Wärmeplanung, die somit einen informellen Charakter hat.  
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3 Kalte Nahwärme und Bürger-Energiegemeinschaften als 

Elemente der lokalen Wärmewende 

3.1 Forschungsstand zu den Potenzialen der kalten Nahwärme 

Die Entwicklung von Wärmenetzen wird durch sich technisch unterscheidende Generationen 

beschrieben: Während frühe Netze (1. Generation) auf Dampf mit sehr hohen Temperaturen (> 100 °C) 

basierten, folgten Hochtemperaturnetze mit direkter Erdverlegung (2. Generation) und Heißwassernetze 

mit verbesserten Materialien (3. Generation). Die vierte Generation (v.a. ab 2010) senkte die 

Temperaturen in den Wärmenetzen auf ca. 40–60 °C, wodurch die Einbindung erneuerbarer Quellen 

bzw. von Wärmequellen mit niedrigerem Temperaturniveau erleichtert wird. Kalte Nahwärmenetze 

gelten als fünfte Generation („5GDHC“), in denen bidirektionale Energieflüsse, sehr niedrige 

Vorlauftemperaturen und dezentrale Wärmeerzeugung genutzt werden können (Weidlich 2020; Wirtz 

2023). Zwar fand der Begriff der „fünften Generation“ insbesondere in den letzten Jahren zunehmende 

Verbreitung, erste Umsetzungen von Anergienetzen lassen sich jedoch bereits deutlich früher 

identifizieren. Diese frühen Projekte trugen maßgeblich zur technologischen Entwicklung bei und 

lieferten wichtige Erkenntnisse zur Systemintegration, Betriebsweise und Wirtschaftlichkeit (vgl. 

Boesten et al. 2019; Wirtz et al. 2022). 

Niedertemperatur-Wärmenetze werden von der Literatur zur strategischen Ausrichtung der 

Wärmewende als ein zentrales Element der Gestaltung der Wärmeversorgung eingeordnet, da sie einen 

Beitrag zum notwendigen Ausbau der Wärmenetze darstellen und sich gleichzeitig für die einfache 

Integration erneuerbarer Wärmequellen eignen und damit die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung 

unterstützen (Schüwer et. al 2022, Bürger et al. 2021). Insbesondere der Ansatz der kalten Nahwärme 

wird zunehmend als ein maßgeblicher Ansatz gesehen, der in eng bebauten Quartieren einen wertvollen 

Beitrag zur Wärmeversorgung mit erneuerbaren Energien leisten kann (Öko-Institut, Fraunhofer ISE 

2022: 29ff.; Fraunhofer IEE 2021: 7ff.; für die Versorgungswirtschaft: Roundtable Wärmewende 2023: 

12; 16ff.).  

Im Gegensatz zu konventionellen Fernwärmesystemen mit Vorlauftemperaturen über 100 °C arbeiten 

kalte Nahwärmenetze mit sehr niedrigen Systemtemperaturen typischerweise unter 25 °C. Die Wärme 

wird in diesem „kalten Zustand“ über ungedämmte Leitungen zu den Gebäuden geführt und dort mithilfe 

dezentraler Wärmepumpen auf die für Raumwärme und Warmwasser erforderlichen Temperaturen 

angehoben (Wirtz et al. 2022; García-Céspedes et al. 2023). Aufgrund der geringen Temperaturdifferenz 

zum Umgebungsniveau entstehen nahezu keine Transportverluste. Zudem ermöglicht die einfache, oft 

oberflächennahe Verlegung der Rohrleitungen, etwa unter Gehwegen oder in vorhandenen Trassen, 

grundsätzlich eine kosteneffiziente Erschließung (Wirtz 2023).16 

Die Technologie ist besonders flexibel hinsichtlich der nutzbaren Wärmequellen. Neben 

oberflächennaher Geothermie lassen sich auch Solarthermie, industrielle Abwärme, Abwasserwärme 

sowie Grund- und Flusswasser einbinden (Kononenko 2025; Baerens et al. 2024). In urbanen Kontexten 

werden kompakte Kollektoren, PVT-Module und oberflächennahe Geothermie als praxistauglich 

 
16 In dicht bebauten (urbanen) Straßenräumen mit zahlreichen Versorgungsleitungen können die Tiefbaukosten 

jedoch Kostenvorteile gegenüber anderen Versorgungsformen aufheben. 
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bewertet (Dena 2023; Bongs et al. 2023). Besonders hervorzuheben ist das Potenzial zur 

sektorübergreifenden Nutzung. So kann beispielsweise Strom aus lokalen PV-Anlagen zur Versorgung 

der Wärmepumpen genutzt werden. Auch Power-to-Heat-Anwendungen lassen sich integrieren und 

können einen Beitrag zur Stabilisierung des Stromnetzes leisten (Schüwer et al. 2022). Durch die 

Kombination mit saisonalen Speichern, etwa Erdsondenfeldern, Eisspeichern oder thermischen 

Pufferspeichern, lässt sich eine ganzjährige, weitgehend autarke Wärme- und Kälteversorgung 

realisieren (Boesten et al. 2019; Lechner et al. 2024). Gleichzeitig ist eine bidirektionale Nutzung der 

Netze möglich: die Rückführung überschüssiger Wärme im Sommer dient nicht nur der 

Erdreichregeneration, sondern kann auch zur Kühlung genutzt werden (Boesten et al. 2019; Lechner et 

al. 2024). 

Kalte Nahwärmenetze arbeiten vorzugsweise mit relativ konstanten Quellentemperaturen, wodurch die 

angeschlossenen Wärmepumpen eine konstant hohe Effizienz aufweisen (Wirtz 2023). Im Gegensatz 

dazu sinkt die Effizienz von Luft-Wasser-Wärmepumpen bei niedrigen Außentemperaturen deutlich ab, 

was insbesondere im Winter zu einem erhöhten Stromverbrauch führt (Dena 2023: 41). Zusätzlich 

können Niedertemperaturnetze unter geeigneten Voraussetzungen z. B. bei hoher Anschlussdichte und 

lokaler Quellverfügbarkeit sowohl gegenüber Einzelwärmepumpen als auch klassischen 

Fernwärmesystemen in Bezug auf die CO2-Bilanz und den Lebenszykluskosten überlegen sein 

(Averfalk et al. 2021).  

Für die Erschließung der oberflächennahen Geothermie als Wärmequelle für kalte Nahwärmenetze wird 

insgesamt ein bedeutendes Potenzial für die Wärmewende gesehen, da sie als CO2-freie Wärmequelle 

Skalierbarkeit mit guter Verfügbarkeit, geringem Flächenverbrauch und Grundlastfähigkeit verbindet 

und die effiziente Nutzung durch Wärmepumpen ermöglicht. Rechnerisch sei ein Anteil von bis zu 75% 

an der Wärmebereitstellung möglich (Fraunhofer IEG 2022). Gleichzeitig bestehen – wie bei anderen 

Formen von Wärmenetzen – erhebliche Risiken bei der Erreichung der notwendigen Anschlussquote, 

der rechtzeitigen Verfügbarkeit der Wärmequelle, technischen Risiken wie der Fündigkeit sowie 

Risiken in den Managementprozessen (dena 2014: 16ff.). Insbesondere Schweizer Studien betonen die 

Notwendigkeit einer aktiven Regeneration von Erdwärmesonden (EWS) in dicht bebauten städtischen 

Gebieten aufgrund der Gefahr langfristiger Unterkühlung des Erdreichs durch dichten Wärmeentzug, 

insbesondere bei einer Versorgung größerer Gebäude mit Erdwärme (Cochand et a. 2021, Füglister et 

al. 2022)17. Seit 2021 kann eine aktive Regeneration in der Schweiz verpflichtend sein.18 

Als Anforderungen an die Entwicklung der Erdwärme werden eine Vereinfachung von 

Genehmigungsverfahren, eine verlässliche Förderung, die Verbesserung von Datengrundlagen über die 

Verfügbarkeit, Unterstützung für die Fachkräfte- und Kompetenzentwicklung sowie die systematische 

Einbindung in die kommunale Wärmeplanung z.B. durch Ausweisung von Vorranggebieten und 

 
17 Den Hintergrund für die Studien bildet die erhebliche Bedeutung, die oberflächennahe Geothermie für die 

klimaneutrale Wärmeversorgung in verschiedenen Schweizer Kommunen haben soll. Die Stadt Zürich geht bis 

2050 von 50.000 Erdwärmesonden aus (Füglister et al.: 7); der Kanton Zürich gibt den Anteil von 

Erdwärmesonden bei neuen Heizsystemen mit 32,5% an (Baudirektion Kanton Zürich 2024). 
18 Die SIA-Norm 384/6:2021 Erdwärmesonden reagiert auf die zunehmende Dichte von Erdwärmesonden in vielen 

Gemeinden und verlangt auch die Berücksichtigung der zukünftigen geothermischen Nutzung in der näheren 

Projektumgebung. Gefordert sind insbesondere eine Nutzungsvereinbarung über die Auslegung des Projektes 

sowie ab einer Entzugsdichte von 20 kWh/m² eine aktive Regeneration. 

https://shop.sia.ch/normenwerk/architekt/384-6_2021_d/D/Product, abgerufen am 20.02.2026 
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Bewirtschaftungspläne für den Untergrund gefordert (Fraunhofer IEG 2022: 24ff.). Mit Blick auf 

Empfehlungen für kommunale Strategien wird oberflächennahe Geothermie deshalb regelmäßig als eine 

Möglichkeit zur Versorgung von Nahwärmenetzen angeführt (z.B. Dunkelberg, Hirschl, Weiß 2020). 

Auch aus der Versorgungswirtschaft werden zur Sicherung der Potenziale der Geothermie Forderungen 

erhoben –insbesondere den Erlass eines Geothermie-Erschließungsgesetze, das die Nutzung als im 

überragenden öffentlichen Interesse bestimmt und u.a. die Flächenverfügbarkeit sicherstellt sowie durch 

Förderung, die die Verfügbarkeit von Bohrungsdienstleistungen verbessert (Roundtable Wärmewende 

2023. 18).19 

Kalte Nahwärmenetze erfordern - wie andere Formen von Wärmenetzen - aufgrund der 

Wärmequellenerschließung und der flächendeckenden Infrastruktur zunächst hohe 

Anfangsinvestitionen. Konkrete Zahlen zu Investitionskosten variieren je nach Projektspezifikationen 

stark, insbesondere in Abhängigkeit von Verlegetiefe, Bodenbeschaffenheit und Quelltyp (Giel 2017) 

sowie den Schwankungen unterliegenden Baukosten. Förderprogramme wie die Bundesförderung für 

effiziente Wärmenetze (BEW)20 haben deshalb für die betriebliche Kalkulation eine erhebliche 

Bedeutung, die Beantragung gilt in der Praxis jedoch als anspruchsvoll und ressourcenintensiv (Kluge 

et al. 2023, Energieagentur Rheinland-Pfalz 2025). Stegmaier et al. (2024) zeigen im Rahmen des 

Projekts STADTQUARTIER 2050 anhand eines standardisierten Tools, dass kalte Nahwärmelösungen 

trotz höherer Anfangsinvestitionen wirtschaftlich konkurrenzfähig sind, sofern die Bewertung auf einer 

lebenszyklusorientierten Gesamtkostenbetrachtung basiert. 

Die Betriebskosten kalter Netze sind in der Regel geringer als bei konventionellen Wärmenetzen. Dies 

liegt unter anderem an den genutzten Wärmequellen, an den sehr geringen Wärmeverlusten durch 

niedrige Netztemperaturen sowie der dezentralen Wärmeerzeugung in den Gebäuden. Die 

Betriebskosten sind besonders niedrig, wenn die Wärmpumpen nicht vom Netzbetreiber gestellt und 

betrieben werden, sondern im Verantwortungsbereich der Nutzer:innen liegen (Wirtz et al. 2022). Ein 

zusätzlicher Vorteil ergibt sich aus dem sogenannten Gleichzeitigkeitsfaktor: Da nicht alle 

angeschlossenen Gebäude gleichzeitig maximale Leistungen abrufen, kann die Leistung der 

Wärmequelle in der Regel um etwa 25 % geringer dimensioniert werden (Energiekonsens 2025). 

Die Einführung kalter Nahwärme ist mit einer Reihe technischer, planerischer und gesellschaftlicher 

Herausforderungen verbunden. Besonders in Bestandsquartieren mit einem durch hohem 

Sanierungsbedarf gekennzeichneten Gebäudebestand oder alten Heizsystemen erweist sich die 

Implementierung als anspruchsvoll. Eine erfolgreiche Umsetzung ist auch unter diesen Bedingungen 

belegt, sofern Wärmepumpentechnik, Gebäudeausstattung und hydraulische Systeme sorgfältig 

 
19 Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) hat Anfang Juli 2025 einen Gesetzentwurf 

für ein Geothermie-Beschleunigungsgesetz (GeoBG) veröffentlicht und die Länder- und Verbändeanhörung 

eingeleitet, mit dem genehmigungsrechtliche Hemmnisse bei der Erschließung der Geothermie und beim Ausbau 

von Großwärmepumpen, Wärmespeichern sowie Wärmeleitungen deutlich abgebaut werden sollen. Diese 

Anlagen werden zudem als im „überragenden öffentlichen Interesse“ eingestuft. (BMWK 2025) 
20 Die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) bietet für Neubau- oder Transformationsprojekte 

systemische Zuschüsse in Höhe von bis zu 40 % der förderfähigen Investitionskosten, maximal 100 Mio. Euro pro 

Antrag. Bei dezentralen Wärmepumpensystemen in kalten Nahwärmenetzen ist die Förderung auf die 

Erschließung der Wärmequelle und die Netzinfrastruktur begrenzt. Hausanschlüsse und Übergabestationen sind 

nur dann förderfähig, wenn sie im Eigentum des Netzbetreibers für mindestens 10 Jahre verbleiben (Stegmaier et 

al. 2024.: 39f.). 
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aufeinander abgestimmt werden (Lechner et al. 2024; EnergieEffizienz GmbH 2024). Auf der 

Betriebsebene gewinnen digitale Steuerungssysteme, Monitoring und automatisierte Regelstrategien 

zunehmend an Bedeutung. Sie ermöglichen eine bedarfsgerechte, netzdienliche Betriebsweise und 

erhöhen die Gesamteffizienz der Systeme, auch durch die in Langzeitmessungen belegte Reduktion von 

Netzverlusten (Meyer et al. 2021). 

Der bestehende Rechtsrahmen ermöglicht zwar grundsätzlich die Umsetzung innovativer Wärmenetze, 

einschließlich in Form kalter Nahwärme. Allerdings zeigen sich weiterhin regulatorische Hemmnisse, 

die einer breiteren Anwendung entgegenstehen. Dazu zählen unter anderem langwierige 

Genehmigungsverfahren, Unsicherheiten hinsichtlich der Zulassung bestimmter Wärmeträger sowie 

aufwendige Auflagen bei der Nutzung geothermischer Wärmequellen (s.o.). Ein bedeutendes Problem 

stellt zudem die systematische Sicherung von Erschließungsflächen im öffentlichen Raum dar (vgl. 

Wirtz 2023).  

In Deutschland wurden laut Wirtz et al. (2022) bereits mindestens 80 Systeme implementiert oder 

befinden sich in Planung. Die untersuchten Projekte umfassen Neubauquartiere ebenso wie energetisch 

durchmischte Bestandsgebiete. Auch Projekte aus der Schweiz, Österreich und den Niederlanden 

bestätigen die Realisierbarkeit der Technologie unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen und 

belegen, dass ökologische und ökonomische Vorteile erzielt werden können (Boesten et al. 2019; 

García-Céspedes et al. 2023). 

Gesellschaftliche Akzeptanz gilt als zentraler Erfolgsfaktor für die Umsetzung aller Formen von 

Wärmenetz-Projekten. Da der Anschluss an ein Wärmenetz einen Haushalt langfristig als „captive 

costumer“ an die Versorgungsform bindet, bestehen Vorbehalte hinsichtlich der Kostenentwicklung 

sowie den Risiken, die aus monopolartigen Strukturen bei privaten Betreibern resultieren können (z.B.: 

dena 2023: 15). Neben einer gesetzgeberisch zu gewährleistenden Regulierung, die Anforderungen des 

Verbraucherschutzes berücksichtigt, ist auch auf Seiten des individuellen Anbieters eine transparente 

Preisgestaltung ein wichtiger Faktor für Akzeptanz. Flatrates, einfache Preisgleitklauseln oder 

gestaffelte Gebühren können Planungssicherheit schaffen und die Anschlussbereitschaft steigern. 

Darüber hinaus bietet die Trennung von Netz und Erzeugung neue Optionen der Eigentumsverteilung – 

etwa durch Kombination genossenschaftlich betriebener Netze mit privat finanzierten Wärmepumpen 

(dena 2023: 45).   

Die Forschung zu bestehenden Projekten zeigt, dass auch eine auf Energiequartierskonzepte gestützte 

Entwicklung von Wärmenetzen Vertrauen schaffen kann. Weitere Faktoren sind grundsätzliches 

Vertrauen in Institutionen und auf der Ebene der lokalen Umsetzung von konkreten Projekten eine 

Beteiligung von Anbietern, denen eine Gemeinwohlorientierung zugeschrieben wird. Zudem sind 

Beteiligungsprozesse, in denen die lokale Öffentlichkeit und relevante Akteure in die Ausgestaltung von 

Wärmenetzen einbezogen werden, von großer Bedeutung (Köhler, Bürger, Berneiser 2024: 104ff.). 

Entsprechend genießen partizipative Modelle in der Form von Bürgerenergiegenossenschaften oder der 

Betrieb von Wärmenetzen durch kommunale Anbieter eine höhere Akzeptanz. Diese Formen von 

Betreibermodellen können zudem die lokale Wertschöpfung erhöhen (Bergmann, Weiß, Salecki 2025; 

Schölzel, Beckhölter, Bergmann 2024).  
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3.2 Bürgerenergiegemeinschaften als Promotoren gemeinwohlverträglicher 
Wärmeversorgungssysteme 

In westlichen Ländern spielten zivilgesellschaftliche Akteure seit den 1970er Jahren eine relevante Rolle 

beim Wandel der Energiesysteme hin zu erneuerbaren Energien und nachhaltigeren Konfigurationen. 

Die Forschung hebt erstens hervor, dass diese zivilgesellschaftlichen Akteure Teil einer breiteren 

sozialen Bewegung waren, die eng mit ökologischen Zielen verbunden ist. Zweitens unterstreicht sie, 

dass der angestrebte Wandel nicht ausschließlich ein technologischer ist, sondern auch 

sozioökonomische und politische Elemente umfasst, die zu einer demokratischen Umstrukturierung der 

Energieregime führen. Bürgerliches Engagement schließt daher politischen Widerstand gegen die 

fossile Energieagenda und die Privatisierung von Energieinfrastrukturen ebenso ein wie Experimente 

mit stärker lokal oder regional ausgerichteten Systemen, dezentralen Technologien und 

Managementstrukturen (Burke, Stephens 2017, ähnlich Hewitt et al. 2019). 

Die Schaffung lokaler, dezentraler und demokratisch kontrollierter Eigentumsformen für die Produktion 

und Verteilung erneuerbarer Energien ist somit ein zentrales Element der Aktivitäten im Kontext von 

Energiedemokratie (Berthod et al. 2023, Burke, Stephens 2017). Die erste Wachstumsphase von 

Bürgerenergieinitiativen war daher eng mit dem Aufstieg der Umweltbewegung in verschiedenen 

westlichen Ländern verbunden, während spätere Phasen durch regulatorische Rahmenbedingungen 

getrieben wurden, die bestimmte Formen erneuerbarer Energien unterstützten (Hewitt et al. 2019). 

Die Forschung zu Bürgerenergie konzentriert sich auf deren Beitrag zu sozialer Innovation, auf die 

Formen und das Ausmaß gesellschaftlicher Beteiligung und öffentlicher Kontrolle über lokale 

Energieproduktion und -verbrauch sowie auf die Rolle, die Bürgerenergieinitiativen beim Aufbau 

erneuerbarer Energiesysteme spielen können. Thimm (2019) betont, dass Bürgerenergieinitiativen als 

Akteure des Wandels fungieren können, wenn sie neue Technologien übernehmen, Informationen über 

neue Konzepte verbreiten und versuchen, Entscheidungen über die Nutzung von Innovationen zu 

beeinflussen. Becker et al. (2017) heben die Überschneidungen mit Merkmalen sozialer Unternehmen 

hervor und unterscheiden Unterschiede im Zweck der Initiativen, ihrer Organisations- und 

Eigentumsform sowie ihrer Einbettung in lokale Gemeinschaften oder eine breitere soziale Bewegung. 

Ein Fokus liegt auf der Qualität der Beteiligung, die diese Initiativen intern und gegenüber den 

Energieverbrauchern und der lokalen Gemeinschaft aufrechterhalten können (Hewitt et al. 2019; 

Berthod et al. 2023). Interessant ist unter anderem, ob und wie es Initiativen gelingt, während des 

unvermeidlichen Professionalisierungsprozesses ein breiteres Engagement und eine pluralistische 

Kontrolle über die Zeit hinweg aufrechtzuerhalten. Studien bestätigen, dass Bürgerenergieinitiativen oft 

vom Engagement weniger Einzelpersonen abhängen. Die Aufrechterhaltung der Beteiligung der 

Mitglieder einer Genossenschaft über eine anfängliche Enthusiasmusphase hinaus wird als zentrale 

Herausforderung für die Projekte angesehen (Backhouse et al. 2020). 

In Bezug auf die Beziehung zur lokalen Gemeinschaft reichen die Formen von der Versorgung mit 

erneuerbaren Energien ohne zivilgesellschaftliche Beteiligung über Miteigentum bis hin zu Formen des 

vollständigen Gemeinschaftseigentums. Zudem ist der Grad der eigenständigen Erzeugung und 

Selbstversorgung mit erneuerbaren Energien von Interesse (Hewitt et al. 2019). Je höher die 

Energieautarkie erreicht wird, desto mehr entspricht die Rolle der Bürger dem Konzept des „Prosumers“ 
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(van der Schoor et al. 2016). Da Energiedemokratie auch den politischen Kampf um öffentliches 

Eigentum an Energieinfrastrukturen betrachtet, ist auch die Rekommunalisierung von 

Energieversorgern und Infrastrukturen auf lokaler Ebene – etwa in Deutschland – von Interesse (Berlo, 

Wagner 2018). Die Art der Beziehung zu lokalen Regierungen und öffentlichen Stellen, einschließlich 

Energieversorgern, gilt als entscheidender Erfolgsfaktor für Bürgerenergieprojekte (Hewitt et al. 2019). 

Aufgrund der Konkurrenz mit den Interessen etablierter Akteure hängt der Erfolg solcher Projekte oft 

von einer Neuverhandlung der Rollen der beteiligten Teilnehmer ab (Berthod et al. 2023: 551). 

Je nach Definition von Energiegenossenschaften variieren die Schätzungen für Europa. Von etwa 3.500 

Bürgerenergiegemeinschaften in den Jahren vor 2020 gelten Deutschland (1.750 Fälle), Dänemark (700 

Fälle) und die Niederlande (500 Fälle) als besonders relevante Länder (Caramizaru, Uihlein 2020: 4). 

Faktoren, die das Bestehen von Energiegenossenschaften erklären, sind unterstützende soziokulturelle 

und sozioökonomische Bedingungen, das Vorhandensein rechtlicher Formen für Sozialunternehmen (z. 

B. Genossenschaften in Deutschland) und politische Instrumente, die verschiedene Formen erneuerbarer 

Energien unterstützen, wie Einspeisevergütungen, Steueranreize und Zuschüsse (ebd.: 17ff.). Infolge 

dieses Kontextes hängt die Ausweitung oder Verlangsamung der Entwicklung von Bürgerenergie 

wesentlich von den institutionellen Rahmenbedingungen und den in den einzelnen Ländern für die 

verschiedenen Formen erneuerbarer Energien definierten förderlichen oder beschränkenden 

spezifischen sektoralen Bedingungen ab (Hewitt et al. 2019: 16ff.). Relevante Energieformen sind Strom 

aus Wind, Photovoltaik, Biogasanlagen oder Fernwärmenetze aus erneuerbaren Energien, hauptsächlich 

unter Nutzung der Wärme aus Bioenergie oder einer Kombination dieser Energien. Weitere 

Unterschiede betreffen die Elemente der Wertschöpfungsketten, einschließlich Energieerzeugung, 

Verteilung über Netze und Dienstleistungen, die auch weitere für Nachhaltigkeit relevante Bereiche wie 

Carsharing umfassen können (Kahla et al. 2017). 

Für Deutschland hebt die Forschung die Vielfalt der Phänomene hervor. Neben der Rechtsform der 

Genossenschaften werden Bürgerenergieinitiativen oft auch in anderen, klassischeren 

Gesellschaftsformen wie GmbH oder GmbH & Co. KG gegründet. Im Allgemeinen werden 

Genossenschaften als ideale Form eines lokalen, dezentralen und demokratisch kontrollierten Eigentums 

angesehen, da sie eine Beteiligung und Entscheidungsfindung nach dem Prinzip „ein Mitglied, eine 

Stimme“ ermöglichen. Genossenschaften sind wirtschaftlich für ihre Mitglieder tätig. Ihnen wird ein 

regionaler Fokus zugeschrieben, sie vermeiden im Interesse ihrer Mitglieder kommerzielle Risiken und 

gewährleisten faire Geschäftsbedingungen (Drewing 2021). 

Empirisch sind Mitglieder von Bürgerenergieinitiativen überwiegend wohlhabende, besser qualifizierte 

und häufig mittelalte Personen mit klarer umweltpolitischer Motivation (Holstenkamp et al. 2018, 

verschiedene Studien zu deutschen Energiegesellschaften zusammenfassend). Andere Studien betonen 

jedoch eine stärkere Relevanz von Motiven wie Zugang zu günstiger und zuverlässiger Energie, lokaler 

Wertschöpfung und lokalen Arbeitsplätzen. Besonders die wirtschaftliche Tragfähigkeit wird als 

entscheidend identifiziert (Backhouse et al. 2020). 

In Deutschland ist bislang nur eine Minderheit der Bürgerenergieinitiativen im Bereich von 

Wärmenetzen oder der Bereitstellung erneuerbarer Wärme aktiv. Besonders relevant sind sogenannte 

Bioenergiedörfer, die Biomasse als Energiequelle für lokale Wärmenetze nutzen. Im Jahr 2024 
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existierten 182 solcher Projekte (FNR 2024). Bioenergiedörfer sind häufig Partnerschaften im 

ländlichen Raum zwischen Landwirten, die über Abwärme aus der Stromerzeugung mit Biomasse 

verfügen, privaten Investoren, Anwohnern und der lokalen Verwaltung. Gelegentlich unterstützen auch 

Forschungseinrichtungen die Entwicklung der Projekte. Einige deutsche Bundesländer mit relevanten 

ländlichen Gebieten, wie Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, fördern 

die Gründung von Bioenergiedörfern mit Förderprogrammen. Hinsichtlich technischer Ausgestaltung, 

Form gesellschaftlicher Beteiligung, Rechtsform der Kooperation und dominierender Motivation der 

beteiligten Akteure zeigen diese Projekte die gleiche Vielfalt wie alle Bürgerenergieinitiativen 

(Holstenkamp et al. 2018: 1063ff.). 

Für bürgerschaftlich organisierte Wärmenetze scheint die Rechtsform der Genossenschaft besonders 

geeignet zu sein, da sie Vertrauen unter den Teilnehmenden schafft, eine langfristige Ausrichtung 

entsprechend der Lebensdauer der Infrastruktur ermöglicht und einen verlässlichen Rahmen für die 

kollektive Mobilisierung der notwendigen Investitionen bietet. Allerdings sind Genossenschaften auch 

kommerziellen Risiken ausgesetzt, z. B. durch einen Rückgang des Wärmebedarfs ihrer Mitglieder oder 

unverhältnismäßige Kosten (Drewing 2021). Weitere Risiken können durch Änderungen im 

Förderregime, technologischen Wandel und zunehmenden Wettbewerb entstehen. Zudem zeigt sich, 

dass Genossenschaften mit einer niedrigen Eigenkapitalquote besonders anfällig für wirtschaftliche 

Krisen sind (Kahla et al. 2017). Fallstudien identifizierten daher auch Wärmenetzinitiativen, die als 

Genossenschaft gegründet wurden, aber wirtschaftlich scheiterten und insolvent wurden (z. B. 

Backhouse et al. 2020: 16ff.). 
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4 Die Wärmewende in der Bremer Klimaschutzpolitik 

4.1 Entwicklung und Stand der Bremer Klimaschutzpolitik 

Die Bremer Klimaschutzpolitik hat sich über verschiedene Einzelmaßnahmen und Zwischenschritte 

über mehr als 30 Jahre zu einem Politikbereich entwickelt, der über stimmige Rahmensetzungen und 

ein ausdifferenziertes Instrumentarium in allen maßgeblichen Handlungsfeldern verfügt. Als Stadtstaat 

verbindet Bremen die Eigenschaften und Kompetenzen eines Bundeslandes im deutschen Föderalismus 

mit den Charakteristika einer kommunalen Gebietskörperschaft. Als Land hat Bremen 2009 mit dem 

Klimaschutz- und Energieprogramm (KEP) 2020 eine systematische CO2-Minderungsstrategie mit 

zahlreichen Maßnahmen beschlossen, die kontinuierlich überprüft, weiterentwickelt und angepasst 

wurde. 2015 wurde mit dem Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes (BremKEG) ein 

Landesklimaschutzgesetz geschaffen. Bremen nutzt damit grundsätzlich die Kompetenzen eines 

Bundeslandes zur Regulierung des Klimaschutzes (z.B. Fenna, Jodoin, Setzer 2024).  

Im interkommunalen Vergleich wurde Bremen mehrfach aus verschiedener Perspektive eine 

Vorreiterrolle bescheinigt: im Benchmark des European Energy Award wurde Bremen regelmäßig seit 

2005 mit „Gold“ ausgezeichnet und z.B. 2021 mit Rang 22 aller teilnehmenden deutschen Kommunen 

und auf Rang 6 der Kommunen > 100.000 Einwohner bewertet. Eine hervorgehobene Bedeutung haben 

dabei die Aktivitäten in den Bereichen Kommunikation und Mobilität (durch den Beitrag beim Ausbau 

von Car-Sharing Angeboten) (eea 2021). Eine vergleichende Analyse klimapolitischer 

Umsetzungsmaßnahmen von Großstädten bescheinigt der Stadt, alle Merkmale innovativer 

Klimapolitik aufzuweisen, was eine Einordnung als Vorreiterin nahelegt (Kemmerzell, Hofmeister 

2019). Ein wertender Vergleich der Konzepte und Strategien im Bereich des Klimaschutzes der 

deutschen Großstädte sieht Bremen auf Rang 6 von 20 (Otto et al. 2021). 

Dieser Befund erklärt sich durch Faktoren, die die Entwicklung von kommunaler Klimapolitik 

befördern: hierzu zählen die lange Dauer klimapolitischer Aktivitäten, die größeren Kapazitäten von 

Großstädten im Vergleich zu kleineren Kommunen sowie die Existenz einer relevanten ökologisch 

orientierten Wählerschaft, die sich auch in entsprechenden Mehrheitsverhältnissen niederschlägt. Mit 

Blick auf die Wirtschafts- und Sozialstruktur weist Bremen ambivalente Merkmale auf durch den 

Charakter als industriell geprägte Stadt, die gleichzeitig aber auch über ein relevantes universitäres 

Milieu verfügt (Irmisch et al. 2022; Otto et al. 2021; Kemmerzell, Hofmeister 2019). 

Die Entwicklung der Bremer Klimaschutzpolitik fügt sich damit ein in den Wandel klimapolitischer 

Ansätze städtischer Klimapolitik in globaler Perspektive, die von einer zunächst „voluntaristischen“ 

Phase zunehmend in eine Phase des „strategischen CO2 -Managements“ übergehen (Bulkeley, Broto, 

Edwards 2013). Hinsichtlich der Handlungsansätze setzt Bremen, wie viele andere Kommunen 

(Bulkeley, Kern 2006), regulative Instrumente im Bereich der Planung und der Steuerung der 

Stadtentwicklung sehr begrenzt ein21, und agiert vorwiegend mit weichen Ansätzen wie Netzwerken 

und Informationsangeboten (zu diesen Steuerungsformen: Engels et al. 2018; Difu 2018).  

 
21 Z.B. in Form städtebaulicher Verträge für neue Baugebiete. 
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Trotz des hohen Entwicklungsstandes der Bremer Klimapolitik verfehlte das KEP 2020 das Ziel, bis 

zum Jahr 2020 eine CO2-Minderung von 40% im Vergleich zu 1990 zu erreichen. Tatsächlich wurde 

nur eine Verringerung von 16% erreicht (Bremische Bürgerschaft 2021: 6). Diese Konstellation ist 

gegenwärtig kennzeichnend für zahlreiche deutsche Kommunen: trotz einer Beschlusslage mit 

eindeutigen klimapolitischen Orientierungen auf Klimaneutralität und Pilotvorhaben in zahlreichen 

Bereichen ist noch keine tatsächliche umfassende strukturelle Transformation in zentralen 

Handlungsfeldern einschließlich des Wärme- und Gebäudebereich zu erkennen (Otto et al. 2021; Kern 

et al. 2023). Für Bremen sind insbesondere strukturelle Gründe entscheidende Faktoren für das 

Verfehlen der Klimaschutzziele. So ist Bremen Standort einer energie- und emissionsintensiven 

weltmarktintegrierten Grundstoffindustrie (Stahlwerk) und hatte bis 2024 eine auf Kohlekraftwerken 

basierende Elektrizitätsversorgung, die der bundesrechtlichen Regulierung der Energiewirtschaft 

unterliegt.  

Als Reaktion auf die Verfehlung der Klimaziele des KEP 2020 setzte die Bremische Bürgerschaft 2020 

eine Enquetekommission ein, die die Grundlagen für eine erfolgreiche Weiterentwicklung der 

Klimaschutzstrategie bis 2030 schaffen sollte. Die Kommission hat unter Mitwirkung externer 

Expert:innen eine umfassend transformationsorientierte Perspektive für alle zentralen 

Handlungsbereiche eingenommen und sich am Paris-Ziel einer Begrenzung des globalen 

Temperaturanstiegs auf 1,5 – 2,0 Grad C orientiert. Gleichzeitig wurde ausdrücklich die Einbettung 

Bremer Handlungsansätze in die klimapolitischen Politiken der EU und der Bundesebene reflektiert. 

Als weitestgehend von einem parteiübergreifenden Konsens getragenes Ergebnis wurden für alle 

zentralen Handlungsbereiche Maßnahmen bestimmt, deren Umsetzung das Erreichen der 

Klimaneutralität bis zum Jahr 2038 erlauben soll (Bremische Bürgerschaft 2021). Die Bremer 

Landesregierung hat auf dieser Basis 2022 die Klimaschutzstrategie 2038 beschlossen und im 

angepassten BremKEG die Klimaziele einschließlich differenzierter Zwischenziele verbindlich 

festgeschrieben und mit dem Aktionsplan Klimaschutz ein Instrument zur Maßnahmensteuerung 

geschaffen.  

Als mit Blick auf ihren Beitrag zur CO2-Verringerung besonders bedeutsame Handlungsschwerpunkte 

wurden die Bereiche Ausbau und Dekarbonisierung der Fern- und Nahwärmeversorgung, Mobilität, 

Sanierung des öffentlichen Gebäudebestands und klimaneutrale Transformation von Stahlproduktion, 

Energieerzeugung und Infrastruktur als Schwerpunkte in einer sogenannten Fastlane zusammengefasst 

und mit einem Finanzrahmen von ca. 2,5 Mrd. € ausgestattet (SUKW 2024a). Eine Zielerreichung wurde 

vor allem mit Blick auf kommende ambitionierte klimapolitische Regelungen der neuen 

Bundesregierung nach der Wahl 2021 erwartet. Die hohen Finanzbedarfe sollten zudem auch auf der 

Ebene des Landes für die Maßnahmen der sogenannten „Fastlane“ durch eine Neuverschuldung 

sichergestellt werden. Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023 konnte diese 

Strategie jedoch nicht aufrechterhalten werden. Die Finanzierung aller Aktivitäten außer den 

Maßnahmen im Bereich der Transformation der Stahlproduktion ist seit diesem Zeitpunkt nicht mehr 

gegeben (ebenda: 8ff.)  
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4.2 Grundlagen der Wärmewende in der Bremer Klimaschutzpolitik 

Mit Stand 2020 basierte die Wärmeversorgung in Bremen von 120.000 Wohngebäuden mit 289.000 

Wohnungen (davon rd. 64% in 26.700 Mehrfamilienhäusern) (Statistisches Landesamt Bremen 2020: 

160) etwa zu 64% auf Gas, zu 15% auf Fernwärme und zu 20% auf verschiedenen Energieträgern, vor 

allem auf Öl (swb 2020: 18ff.). Da vorwiegend Mehrfamilienhäuser (im Eigentum der 

Wohnungswirtschaft, 28% des Fernwärmeabsatzes, HIC 2021: 28) und andere Großverbraucher (z.B. 

Industrie, öffentliche Gebäude) mit Fernwärme versorgt werden, liegt der Anteil der versorgten 

Wohnungen bzw. Gebäudefläche deutlich höher. Ca. 3% des Wohngebäudebestandes wurden zusätzlich 

durch Nahwärmenetze versorgt, die sich vorwiegend in der Hand von Wohnungsgesellschaften 

(insbesondere der GEWOBA) befanden (ebenda: 21). Energieträger für die Fernwärme waren 2019 zu 

56% Steinkohle, zu 19% Müll und zu 18% Gas, was zu sehr hohen spezifischen CO₂-Emissionswerten 

führte (427g/ CO2/kWh) (ebenda: 31). 

Die Enquetekommission „Klimaschutzstrategie für das Land Bremen“ hat für die Bereiche Energie- und 

Abfallwirtschaft (Bremische Bürgerschaft 2021: 32ff.) sowie Gebäude, Wohnen und Stadtentwicklung 

(ebenda: 89ff.) zentrale strategische Ziele und Handlungsansätze formuliert, die an die klimapolitische 

fachliche Diskussion um die Gestaltung der Wärmewende unmittelbar anschließen (vgl. 2.1). Als Teil 

der Arbeit der Enquetekommission wurden die Gutachten HIC und Averdung (2021) zur Analyse der 

zukünftigen CO₂-neutralen Wärmeversorgungsoptionen und der Identifikation von Gestaltungsoptionen 

sowie zur Bewertung möglicher Maßnahmen im Bereich Gebäude und Wohnen (IREES 2021) erstellt, 

die zum einen Datengrundlagen zusammenstellten und zum anderen Vorschläge für die Maßnahmen 

Bremens formuliert haben.  

Für die Wärmeversorgung wurden durch die Enquetekommission auf dieser Basis die Ziele formuliert, 

den Anteil der Fernwärme etwa zu verdoppeln und weitere ca. 8% der Gebäude mit Nahwärmenetzen 

zu versorgen, und die Versorgung der Gebäude in weniger verdichteten Gebieten auf Luft-Wasser- bzw. 

Luft-Luft-Wärmepumpen umzustellen. Die Energie für die Wärmenetze soll dabei aus Abwärme der 

Müllverbrennung und industriellen Prozessen bezogen werden, zunehmend jedoch auch aus 

erneuerbarer Energie aus Groß-Solarthermie, Großwärmepumpen sowie Reststoff-Biomasse. H2-

Nutzung soll vor allem für die Grundstoffindustrie eingesetzt werden. Parallel sei die Stilllegung des 

Gasnetzes vorzubereiten (Bremische Bürgerschaft 2021: 32ff.). Als Maßnahmen werden vorgeschlagen 

eine schnelle Durchführung der kommunalen Wärmeplanung (bis 2025), die klare straßenbezogene 

Planungen ermöglichen soll und auch Wärmespeicher identifiziert; Regelungen für Wärmenetze, die die 

Dekarbonisierung der Netze und Einspeisemöglichkeiten für Dritte und die umgehende Ausschreibung 

von Mikro-Nahwärmenetze in Quartieren vorsehen, sowie ein Landeswärmegesetz als 

ordnungsrechtliche Flankierung (ebenda. 52ff.). Im Zusammenhang mit dem Fernwärmeausbau und der 

geordneten Stilllegung des Gasnetzes wird die enge Zusammenarbeit zwischen Stadt und swb / 

wesernetz als Versorgungsunternehmen betont, obwohl die zu diesem Zeitpunkt bestehende Planung 

der swb (2020) im Bereich Wärme aufgrund ihrer Orientierung auf Biomassenutzung als unzureichend 

bezeichnet wurde (Bremische Bürgerschaft 2021: 39). Grundsätzlich schlug die Enquete auch die 

Prüfung einer möglichen Rekommunalisierung an der Wärmeversorgung bzw. einer kommunalen 

Beteiligung an Wärmenetzen vor sowie den Aufbau einer eigenen Gesellschaft für die Inbetriebnahme 

von Mikro-Wärmenetzen als Alternative zu möglichen Ausschreibungen. (ebenda: 114). 
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Für den Gebäudebestand legte sich die Enquetekommission auf sehr hohe Standards für den Neubau 

(Plusenergie) fest. Im Bereich Sanierung solle die Priorität mit einem Bündel an Maßnahmen incl. 

Förderung und Ordnungsrecht (incl. Veräußerungs- und Vermietungsverboten) auf den „Worst-

Performing-Buildings“ liegen. Ein besonderer Fokus lag zudem auf den öffentlichen Liegenschaften 

und dem öffentlichen Gebäudebestand, für den sehr anspruchsvolle Sanierungsstandards (EH40 sowie 

100% EE-Versorgung bei Heizungstausch) angestrebt wurden. Ausdrücklich wurden die 

entsprechenden Gesellschaften der Immobilienbewirtschaftung (Immobilien Bremen) bzw. der 

Wohnungswirtschaft (GEWOBA, BREBAU) damit zu zentralen Adressaten, die auch explizit benannt 

wurden und die auf Klimaneutralität im Jahr 2035 zielende Fahrpläne entwickeln sollten (ebenda. 117). 

Der Finanzierungsbedarf für die Sanierung der öffentlichen Gebäude wurde mit 1,8 Mrd. € beziffert, 

von denen ca. 0,98 Mrd. € als unmittelbar energierelevant eingeschätzt wurden (ebenda: 104).  

 

Abbildung: Gebietseinteilung nach Art der Wärmeversorgung (HIC, Averdung 2021: 176) 

In der Folge begann das Umweltressort mit der Entwicklung der kommunalen Wärmeplanung für 

Bremen. Bereits 2018 hatte das Umweltressort in enger Kooperation mit dem regionalen 

Versorgungsunternehmen swb / wesernetz einen Wärmeatlas in Auftrag gegeben lassen, der eine 

verwendbare Grundlage für eine strategische Planung der Fernwärmeversorgung bis 2030 darstellen 

sollte. Die Daten dieser Wärmebedarfsprognose wurden aus Datenschutzgründen durch 

Zusammenfassung von Gebäuden in Zellen von 100m x100m veröffentlicht (Fraunhofer, IFAM 2021).  

Ein weiteres Fachguten zur Vorbereitung der Wärmeplanung wurde 2024 veröffentlicht, dass ebenfalls 

in erster Linie auf die Identifizierung von Gebieten für die Wärmeversorgung durch Wärmenetze und 

von Gebieten mit Eignung von einzelgebäudebezogener Wärmeversorgung durch Wärmepumpen zielte 
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(Qoncept 2024). Der strategische Fokus lag dabei auf einer Betrachtung von Gebieten, die für die 

Erschließung mit Fernwärme wirtschaftlich geeignet sind und über die zwischen der Stadt und dem 

Versorgungsunternehmen swb / wesernetz ein Dialog geführt werden sollte (SUKW 2024c).  

Aussagen über aus der Wärmeplanung resultierende Maßnahmen zur Umsetzung z.B. mit Blick auf eine 

schrittweise Stilllegung des Gasnetzes, die Verbindlichkeit von Versorgungsoptionen in einzelnen 

Gebieten sowie zu Instrumenten zur Sicherung einer auf erneuerbaren Energieträgern basierenden 

Wärmeversorgung in Gebieten ohne Perspektive auf Anschluss an das Fernwärmenetz und ohne 

Eignung für die Aufstellung von Wärmepumpen für die Einzelgebäudeversorgung wurden bis Mitte 

2025 öffentlich nicht getroffen (siehe den folgenden Abschnitt 4.3).  

 

Abbildung: Wärmedichte in Bremen (Fraunhofer IFAM, Universität Bremen 2021: 43) 

 

Mit Blick auf die weiteren ambitionierten Maßnahmenbündel wirkte zum einen das Urteil des 

Verfassungsgerichts vom 15. November 2023 zur Schuldenbremse als finanzielle Restriktion, zum 

anderen verzichtete Bremen vor dem Hintergrund der Gesetzgebung der Bundesregierung aus SPD, 

Grünen und FDP ab 2021 im Bereich der Wärmewende auf eigene, ggfs. ambitioniertere und dadurch 

auch kostenträchtige oder politisch kontroverse Regelungen wie ein Landeswärmegesetz (SKUMS 

2023). Im September 2024 wurde im Rahmen des Programms zur Haushaltssanierung beschlossen, die 

Vorgaben für öffentliche Neubauten vom Zielniveau EH 40 aus Kostengründen auf das seit 2023 auch 

bundesrechtlich vorgeschriebene Niveau EH 55 zu verringern (Bremische Bürgerschaft 2026a: 21). 

Sowohl infolge der finanzpolitischen Rahmenbedingungen als auch aufgrund der übergeordneten 

Kontroversen um die Kosten des Klimaschutzes im Gebäudebereich entwickeln sich in der Gestaltung 
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der Bremer Politik in den für die Wärmewende bedeutenden Handlungsfeldern inzwischen deutliche 

Widersprüche: 

Bereits 1993 hat Bremen ein Förderprogramm für Wärmeschutzmaßnahmen etabliert, das auf die 

energetische Sanierung des Wohngebäudebestands abzielt und regelmäßig weiterentwickelt wurde. Bis 

2012 wurden ca. 8.500 Projekte mit etwa 15,3 Mio. € unterstützt; im Durchschnitt wurden pro Vorhaben 

etwa 2.000 € Förderung gewährt (SUBV 2013: 3ff.). Zusätzlich wurde ein Landesförderprogramm für 

den Heizungstausch eingeführt. Beide Landesprogramme konnten ergänzend zu Förderprogrammen des 

Bundes in Anspruch genommen werden. Ab September 2025 wurden aus Haushaltgründen über 

Bundesprogramme hinausgehende Förderungen beendet und beide Programme ausgesetzt (SUKW 

2025). 

2022 hat der Bremer Senat zur Umsetzung der Empfehlungen der Enquetekommission im Bereich der 

Stadtentwicklung einen im Wesentlichen von der Klimaschutzagentur energiekonsens konzipierten, auf 

Klimaverträglichkeit ausgerichteten "Bremer Standard" für die Entwicklung neuer Wohn- und Misch-

Quartiere beschlossen, der unter anderem hohe energetische Standards (EH 40) im Neubau vorsah und 

zur Orientierung bei der Aufstellung von Bauleitplänen (Bebauungsplan und Flächennutzungsplan) und 

dem Abschluss von Verträgen mit Investoren dienen sollte (SKUMS 2022). 2025 jedoch hat die 

Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung einen "Bremer Weg zum kosteneffizienten und 

zukunftsfähigen Bauen" begonnen, der in Anlehnung an den sogenannten Hamburg-Standard (siehe 

Abschnitt 2.2) schnellere Verfahren und abgesenkte Standards vorsieht, um Kostensenkungen im 

Wohnungsbau zu erreichen. Einen zentralen Punkt beim "Bremer Weg“ stellt der Verzicht auf die 

automatische Vereinbarung des EH-40-Standards bis 2027 dar (SBMS 2025). Insgesamt ist zu erwarten, 

dass der "Bremer Weg“ sich an den Vorgaben orientiert, die bundesrechtlich für Wärmeschutz und 

erneuerbare Wärmeversorgung vorgesehen sind, und keine höheren Anforderungen einführt. 

Das SUKW hat als zentrale Maßnahme zur Durchführung der Wärmeplanung für die Stadt Bremen im 

Mai 2023 ein Fachgutachten bei der Qoncept Energy GmbH beauftragt (siehe auch 2.2.). Vorgesehen 

war die Erstellung und senatsinterne Abstimmung des Wärmeplanentwurfs bis Ende April 2025, die 

Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung im Mai / Juni 2025, die Auswertung der Ergebnisse des 

Beteiligungsprozesses bis Ende September 2025 sowie der Beschluss des Wärmeplans im Herbst 2025 

(SKUMS 2024b: 11).   

Das im Herbst 2024 veröffentlichte Fachgutachten ermittelte geeignete Gebiete für die Fern- oder 

Nahwärmeversorgung in der Stadt Bremen und ihre wirtschaftliche Erschließbarkeit, analysierte 

Potenziale für erneuerbare Wärme und Abwärme und untersuchte die Potenziale für dezentrale Luft- 

oder Erdwärmepumpen zur Versorgung von Einzelgebäuden in der Stadt Bremen (ebenda.: 2). Der im 

Gutachten prognostizierte Gesamtwärmebedarf für 2038 beträgt 5.410 GWh/Jahr, aufgeteilt auf 48% 

Wohngebäude (2.600 GWh/a), 30% Nichtwohngebäude (1.610 GWh/a), 22% Industrie (1.200 GWh/a), 

wobei auf Basis entsprechender Fachdiskussionen von einer als sehr ambitioniert bewerteten 

Wärmebedarfsreduktion nach energetischer Sanierung von 50% im Durchschnitt aller Gebäude 

ausgegangen wurde (Qoncept 2024: 9). Als nutzbare Potenziale erneuerbarer Energien und Abwärme 

hat das Gutachten Abwärme von insgesamt ca. 100 GWh/a (von drei Unternehmen) (ebenda.: 46), die 

Abwärme von Abwässern (Auslauf von Kläranlagen) durch Großwärmepumpen von 300 GWh/a 
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Wärmebereitstellung (SUKW 2024b: 7) sowie ein Potenzial von 550 GWh/a durch Wärmeentnahme 

aus der Weser durch Großwärmepumpen (ebenda.: 8) identifiziert. Für den Anschluss an Nah- und 

Fernwärmenetze ergibt sich ein wirtschaftlich erschließbares Potenzial für das Bezugsjahr 2028 von ca. 

1.840 GWh/a (ca. 34% Anteil des Gesamtwärmebedarfs, ohne Industrie 42%), wofür ca. 300 km neue 

Wärmetransportleitungen erforderlich wären. Neben den 13% des Anteils an der Wärmeversorgung 

durch bestehende Wärmenetze wird von einem Anteil von weiteren 12% durch Verdichtung und Ausbau 

der Wärmenetze in den Stadtgebieten Ost, Mitte und West ausgegangen sowie von einem Anteil von 

9% durch neue Wärmenetze in den Stadtgebieten Nord und Süd (Qoncept 2024: 44f.)22. Für eine 

dezentrale Wärmeversorgung durch Luft-Wasser-Wärmepumpen oder erdgekoppelte Wärmepumpen 

kommt das Gutachten unter der Annahme der Bedarfsreduktion auf ein Potenzial der dezentralen 

Wärmepumpen auf 36% bzw. 21% des Wärmebedarfs der Stadt (ohne Industrie und große GHD-

Objekte). Gemessen am aktuellen Wärmebedarf der Gebäude geht das Fachgutachten davon aus, dass 

33% aller Gebäude (ohne Industrie und große GHD-Objekte) über Luft-Wasser-Wärmepumpen und 

27% aller Gebäude über erdgekoppelte Wärmepumpen23 versorgt werden könnten; gemessen am 

Wärmebedarf könnten Anteile an der Versorgung von 29% und 13% durch diese Technologien erreicht 

werden. Unter der Annahme der Verwirklichung einer 50% Bedarfsreduktion in den Gebäuden kann 

das Potenzial der dezentralen Wärmepumpen auf 36% und 21% des Wärmebedarfs der Stadt (ohne 

Industrie und große GHD-Objekte) steigen (ebenda.: 75). 

Als kritisch wird der Teil des Gebäudebestandes bewertet, der weder in einem Wärmenetzgebiet liegt 

noch Potenziale für dezentrale Wärmepumpen aufweist und für den geeignete Lösungsvorschläge 

entwickelt werden müssen. Als weitere Aufgabe wird außerdem die Erstellung des Gesamtkonzeptes 

für das Zielbild der dekarbonisierten Wärmeversorgung in der Stadt gesehen (Qoncept 2024: 75). 

Nachdem zur Umsetzung der Klimaschutzstrategie 2038 die Fastlane mit dem Schwerpunkt der 

Sanierung öffentlicher Gebäudebestände beschlossen (Senator für Finanzen 2023) und in der Folge 

Planungen für die Umsetzung anspruchsvoller Sanierungsziele begonnen wurden (Senator für Finanzen 

2023b), wurden als Konsequenz des Verfassungsgerichtsurteils vom 15. November 2023 zur 

Schuldenbremse deutliche Umplanungen und Reduzierungen der Mittel für die Sanierung erforderlich 

(Senator für Finanzen 2024). Das auf dieser Basis formulierte, durch SVIT sowie durch Fördermittel 

aus EFRE und Bundesprogrammen finanzierte Gebäudesanierungsprogramm 2025 für die SVIT-

Gebäude umfasst ein Gesamtvolumen von 355,2 Millionen €, wovon 65 % für die energetische 

Sanierung wie z. B. Fassadendämmung, Heizungsmodernisierung oder auch den Ausbau von 

Photovoltaik eingeplant werden. Aufgrund von Budgetüberziehungen können jedoch aktuell keine 

neuen Projekte aufgenommen werden; umgesetzt werden ausschließlich dringende Sofortmaßnahmen. 

Steigende Baukosten und geringe Kapazitäten erschweren den Sanierungsprozess ebenfalls (Senator für 

 
22 Zentrale Grundannahmen waren hierbei die bestehenden Entgelte für Fernwärmenetze der swb/wesernetz, 

Kennzahlen-basierte Kostenannahmen für den Netzausbau Kosten für Wärmeerzeugung Netzbetrieb sowie sowie 

grundlegend die Wärmeliniendichte entsprechend dem Leitfaden Wärmeplanung, siehe für die verschiedenen 

Stadtgebiete: Qoncept 2024: 6-45. 
23 Mit Blick auf die Potenziale erdgekoppelter Wärmepumpen bedeutsam ist, dass das Fachgutachten entweder 

von Sondenfeldern auf größeren Flächen >1000m² für Nahwärmenetze oder von Bohrungen auf dem jeweiligen 

Grundstück unter Einhaltung von Abstandsregelungen als Grundannahme ausgeht (Qoncept 2024: 57ff., 66), was 

eine Restriktion im Vergleich zu Konzepten für die Erschließung von Erdwärmepotenzialen z.B. im öffentlichen 

Raum darstellt (siehe Darstellung zu ErdwärmeDich in diesem Abschnitt). 
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Finanzen 2024b). Mit Blick auf das Sondervermögen des Bundes für Infrastruktur und Klimaneutralität 

sowie die Option zur Inanspruchnahme der BIP-Verschuldung hat der Senat im Rahmen des 

Eckwertebeschlusses vom 17.06.2025 festgestellt, dass die im Klimaaktionsplan vorgesehenen 

Investitionen angemessen berücksichtigt werden sollen (Bremische Bürgerschaft 2025b: 25). Am 

09.12.2025 hat der Senat in der Folge für die Finanzierung von Investitionsmaßnahmen zur gezielten 

Förderung der Energie- und Wärmewende im Rahmen des Länder-und-Kommunal-

Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) für den Bereich „Klimaschutz und Klimaanpassung“ für die 

Haushaltsjahre 2026 und 2027 insgesamt 36,85 Mio. € bewilligt (Senator für Finanzen 2026). 

4.3 Schlüsselakteure der Wärmewende in Bremen und ihre 
Handlungsansätze  

Als Schlüsselakteure gelten politikwissenschaftlich Akteure, die in einem Handlungsfeld über 

entscheidende Regelungskompetenzen, Legitimität bzw. gesellschaftlichen Einfluss oder Ressourcen 

verfügen. Im Bereich der Wärmewende auf kommunaler Ebene relevant sind neben den verschiedenen 

zuständigen Teilen der lokalen Politik und Verwaltung insbesondere Versorgungsunternehmen im 

Bereich Wärmenetze und Gas. Für die Gestaltung des Gebäudebestandes sind Wohnungsunternehmen 

mit ihrem erheblichen Anteil an den Wohngebäuden bedeutsam, wobei ein besonderer Fokus hier 

aufgrund der Einflussmöglichkeiten der Kommunen auf kommunalen Wohnungsunternehmen liegt. 

Auch die Rolle des öffentlichen Gebäudebestandes wird betont (Riechel et al. 2016; Difu 2018; 

Dunkelberg, Hirschl, Weiß 2020). Mit diesem Zuschnitt stellen die Steuerung kommunaler 

Infrastrukturplanung, die Leistungen im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge sowie die Gestaltung 

öffentlicher Gebäude selbst die zentralen Handlungsmöglichkeiten in der Wärmewende dar. Zusätzlich 

sind Informationsangebote und auf Lernen ausgerichtete Netzwerke wichtig. Dieses Portfolio entspricht 

sowohl den Governanceformen, die grundsätzlich die kommunale Klimapolitik bestimmen (Bulkeley, 

Kern 2006), als auch dem Profil der kommunalen Selbstverwaltung und der funktionalen Rolle 

deutscher Kommunen (Wollmann 2004). Entsprechend agieren auch die beiden Städte des Stadtstaates 

Bremen vornehmlich als Kommunen, während Handlungskapazitäten eines Bundeslandes nicht im 

Vordergrund stehen (Bremische Bürgerschaft 2021: 28ff., 89ff., Qoncept 2024: 5-8). 

Für Bremen sind im Rahmen der Wärmewende die Ressorts der Landesregierung Schlüsselakteure, die 

in verschiedenen Rollen für die Steuerung der Wärmewende zuständig sind oder relevante öffentliche 

Gebäudebestände kontrollieren. Die Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft (SUKW) der Freien 

Hansestadt Bremen ist als zentraler politischer Akteur grundsätzlich für die Wärmewende 

verantwortlich; die Abteilung 4 (Klima, Energiewende und Umweltinnovation) innerhalb der SUKW ist 

für die operative Umsetzung der Wärmewende zuständig, hier insbesondere das auch für die 

Durchführung der Wärmeplanung zuständige Referat 41 (Wärmewende). Für entscheidende 

fachrechtliche Genehmigungen z.B. für die Planung und den Bau von Wärmenetzen sind jedoch 

Verwaltungen aus weiteren Ressorts mitzuständig. So ist etwa die Senatorin für Bau, Mobilität und 

Stadtentwicklung (SBMS) über das Amt für Straßen und Verkehr (ASV) für Gestattungen bzw. 

dauerhafte Sondernutzungen des öffentlichen Straßenraums zuständig, da jede Nutzung der 

Straßenverkehrsflächen (über oder unter der Erde) erlaubnispflichtig ist. Wegerechte für die Verlegung 

und den Betrieb von Fernwärmeleitungen werden in kommunalen Wegenutzungs-/Gestattungsverträgen 
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geregelt. In Bremen bestehen entsprechende Verträge (u. a. mit Wesernetz), während die Federführung 

für das Verfahren zur Ausgestaltung von Versorgungspflichten bei der SUKW liegt.24 

Im Bereich der Wärmenetze sind mehrere Versorgungsunternehmen mit unterschiedlichen Konzepten 

als Schlüsselakteure zu benennen: 

Die swb AG mit ihren Tochtergesellschaften wesernetz Bremen GmbH und swb Services AG & Co. 

KG bildet mit einem Anteil von ca. 90% der Fernwärme das Rückgrat der bestehenden 

Fernwärmeinfrastruktur in Bremen. Die wesernetz Bremen GmbH betreibt die beiden bestehenden 

Fernwärmenetze West und Uni-Ost im Gebiet Bremen West-Mitte-Ost rechts der Weser. Die 2020 

veröffentlichte Wärmestrategie der swb (swb 2020) nennt als konkrete Ziele, bis 2035 60 Mio. € zu 

investieren, um die Anschlussleistung in den Bestandsnetzen um 68,8 MW zu erhöhen (ebenda.: 4). Ein 

Schlüsselprojekt ist die 7,5 km lange Fernwärmeverbindungsleitung zwischen den Netzgebieten Horn-

Lehe/Universität und Bremen-Ost, die 2024 fertiggestellt wurde und die die Kopplung der bisher 

isolierten Netze sowie die Abschaltung des auch für die Wärmeversorgung maßgeblichen 

Kohlekraftwerkes Hastedt25 im Zuge des Kohleausstiegs ermöglichte (swb 2024a). Obwohl die 

Abnehmerstruktur der swb auf wichtigen Ankerkunden basiert (größter Einzelkunde: Daimler; Anteil 

der Wohnungswirtschaft ca. 28% mit der GEWOBA als Ankerkunde), ist das Fernwärmesystem in 

Bremen durch eine sehr kleinteilige Abnehmerstruktur bestimmt, die aus Kostensicht eine 

Herausforderung darstellt (HIC Hamburg Institut Consulting, Averdung 2021: 22ff.).  

Als langfristige Strategie bis 2050 werden die Verdichtung des Fernwärmebestandsgebietes, die 

Erschließung von Ausbaugebieten (Hotspots) in der Innenstadt, der Neustadt und Findorff, die folgende 

Verdichtung der Ausbaugebiete sowie als abschließende Stufe die Dekarboniserung der 

Wärmeerzeugung genannt. Als langfristige Erzeugungsstrategie wird ein diversifizierter Mix aus 

erneuerbaren Wärmequellen, u.a. großflächiger Solarthermie mit Saisonwärmespeichern, 

Umweltwärme aus Abwasser und der Weser über Groß-Wärmepumpen sowie Spitzenlast-KWK-

Anlagen auf Basis von grünem Wasserstoff und Reststoff-Biomasse genannt (swb 2020: 19ff.). In der 

Folge begann die swb mit einer erneuerten Transformationsstrategie, die stärker auf die Potenziale von 

Großwärmepumpen orientiert war (swb 2023). Für die Vordere Neustadt wurde 2024 eine 

Machbarkeitsuntersuchung für ein separates Nahwärmenetz auf der Basis verschiedener Formen 

erneuerbarer Wärmequellen wie Abwärme, Großwärmepumpen und Erdwärme vorgestellt (swb 2024b), 

die aufgrund der Raumbedarfe z.B. für Standorte von Großwärmepumpen jedoch auch Zielkonflikte im 

Falle einer Umsetzung erkennen ließ (Ortsamt Neustadt/Woltmershausen 2024). Als Restriktionen für 

den Ausbau des Wärmenetzes wurden zudem auch Fachkräftemangel bzw. begrenzte Kapazitäten der 

Bauunternehmen genannt (swb 204b). Sowohl mit Blick auf Ausbaukapazitäten als auch auf die 

Kostenstruktur liegt der Fokus bei der Erweiterung der Fernwärmversorgung auf Großabnehmern.  

 
24 Zur Darstellung der Aufgabenverteilung: https://www.asv.bremen.de/aufgaben/strassenerhaltung/dauerhafte-

sondernutzungen-1808; 

https://www.rathaus.bremen.de/sixcms/media.php/13/top%2B3_20240507_Wegenutzungsrechte_Fernwaerme.p

df; https://umwelt.bremen.de/sixcms/media.php/13/Wegenutzungsvertrag%2BFernw%C3%A4rme.pdf, jeweils 

abgerufen am 20.08.2025 
25 Anteil an der Fernwärmeversorgung bis zur Stilllegung ca. 46% (HIC Hamburg Institut Consulting, Averdung 

2021: 30). 

https://www.asv.bremen.de/aufgaben/strassenerhaltung/dauerhafte-sondernutzungen-1808
https://www.asv.bremen.de/aufgaben/strassenerhaltung/dauerhafte-sondernutzungen-1808
https://www.rathaus.bremen.de/sixcms/media.php/13/top%2B3_20240507_Wegenutzungsrechte_Fernwaerme.pdf
https://www.rathaus.bremen.de/sixcms/media.php/13/top%2B3_20240507_Wegenutzungsrechte_Fernwaerme.pdf
https://umwelt.bremen.de/sixcms/media.php/13/Wegenutzungsvertrag%2BFernw%C3%A4rme.pdf
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Das Hannoveraner Energieversorgungsunternehmen enercity hat ab 2023 begonnen, gemeinsam mit der 

Betriebsgesellschaft des Heizkraftwerks Blumenthal ein Wärmenetz für den Stadtteil Blumenthal 

(Bremen Nord) zu entwickeln, dass mit einer Wärmekapazität von ca. 120 GWh/a aus der Verbrennung 

von Ersatzbrennstoffen aus Restabfällen bis zu 12.000 Wohnungen versorgen kann. Das Projekt wird in 

Kooperation zwischen enercity contracting und der hkw blumenthal GmbH, einer Tochtergesellschaft 

der AbfallWirtschaftsGesellschaft mbH des Landkreises Diepholz, umgesetzt (enercity contracting 

2023, EHP 2023). In 2024 wurden das Klinikum Bremen-Nord sowie das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge als Großabnehmer an das Netz angeschlossen. Immobilien Bremen beabsichtigt, 

perspektivisch ca. 30 in der Nähe des Wärmenetzes liegende öffentliche Gebäude wie Polizeiwachen, 

Feuerwehren und Behörden an das Wärmenetz anzuschließen. Ab 2026 wird der Anschluss von 

zunächst drei Schulen in Blumenthal umgesetzt (stadt+werk 2025, Immobilien Bremen 2025). Zuvor 

hat enercity bereits ein kleineres Nahwärmenetz in Bremen-Nord betrieben (HIC Hamburg Institut 

Consulting, Averdung 2021:144). 

Als neuer Anbieter von Wärme auf der Basis erneuerbarer Energien hat sich seit 2017 das Bremer 

Unternehmen Stadt.Energie.Speicher entwickelt. Nach der Schließung des Bremer Werks des 

Lebensmittelherstellers Kellogg 2016 im Gebiet des Überseehafens hat das auf dem Areal ebenfalls 

ansässige Windkraftunternehmen WPD aufgrund eines Vorkaufrechts ab 2018 begonnen, auf 15 ha 

ehemaliger Industrie- und Gewerbefläche ein Wohn- und Gewerbequartier mit ca. 600 Wohnungen, 

öffentlichen Einrichtungen und 70.000 m² Gewerbefläche zu entwickeln (Krause 2024, Manz 2025). 

Als Teil des Projektes wurde bis 2025 ein Wärmeversorgungskonzept realisiert, dass das Quartier über 

ein Nahwärmenetz mit der Wärme einer Flusswasserwärmepumpe mit 5 Megawatt (MW) Nennleistung 

mit Wärme versorgt. Zentrale Elemente sind dabei ein neu entwickelter saisonaler Eisspeicher für die 

Wärme, die Nutzung der Strompreisschwankungen für das Energiemangement zum Betrieb der 

Großwärmepumpe, ein Vakuum-Flüssigeiserzeuger sowie ein Oberflächenkaltwasserspeicher 

(Stadt.Energie.Speicher 2025, Manz 2025). Eine Besonderheit ist, dass das gesamte Projekt 

einschließlich des Wärmenetzes ausschließlich auf dem Grundstück der zugehörigen 

Entwicklungsgesellschaft umgesetzt wird, wodurch eine Nutzung öffentlicher Flächen zur 

Verwirklichung nicht erforderlich ist. Die Projektentwicklungsgesellschaft bereitet in Bremen 

gegenwärtig weitere Projekte auf größeren ehemaligen Gewerbearealen vor, die ebenfalls mit dem 

Energiekonzept von Stadt.Energie.Speicher versorgt werden sollen (Überseeinsel GmbH 2023). Geprüft 

wird dabei auch die Versorgung benachbarter Wohnquartiere mit kleinteiliger Bebauung. Das 

Unternehmen beginnt zudem, als Wärmeversorger in anderen Kommunen Projekte zu entwickeln26. 

Ab 2021 hat sich in der innenstadtnahen Östlichen Vorstadt im Umfeld der Humboldtstraße eine 

Initiative gebildet, die als Möglichkeit für eine erneuerbare Wärmeversorgung ein „kaltes“ 

Nahwärmenetz unter Nutzung von sogenannter „oberflächennaher Geothermie“ prüfte, die aufgrund der 

Bodenverhältnisse in bedeutenden Teilen des Bremer Stadtgebietes grundsätzlich möglich ist (HIC, 

Averdung 2021: 156f.). Im Frühjahr 2022 wurde erstmal in der Bremer Tageszeitung Weserkurier über 

die grundlegende Projektidee berichtet. Eine sehr stark besuchte öffentliche Veranstaltung der 

Friedensgemeinde in der Humboldtstraße im März 2022, die ein erhebliches Interesse vieler 

 
26 Siehe die Selbstdarstellung des Unternehmens: https://www.stadt-energie-speicher.de/wir/ (abgerufen am 

06.07.2025) 

https://www.stadt-energie-speicher.de/wir/
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Bürger:innen an diesem Wärmeversorgungskonzept belegte, gilt als Startpunkt für das Vorhaben, für 

Bremen ein genossenschaftlich organisiertes Netz von Anergienetzen zu verwirklichen (Schuer 2022). 

Neben der starken Wahrnehmung von Klimapolitik stellte auch die Gefahr einer Versorgungskrise beim 

Energieträger Erdgas aufgrund des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine ab dem 22 Februar 2022 

einen entscheidenden Faktor für die große Aufmerksamkeit für die Initiative dar. Die Initiative 

entwickelte das Konzept, dass das Nahwärmenetz in dem sehr dicht bebauten Bestandsquartier in den 

Gehwegen verlegt und auch die bis zu 300m tiefen Bohrungen für die Erdwärmesonden im Bereich der 

Gehwege vorgenommen werden sollten. Die konstante Temperatur des Wassers im Nahwärmenetz von 

10 bis 12 Grad Celsius soll in den einzelnen Gebäuden von Sole-Wasser-Wärmepumpen zur 

Wärmeversorgung genutzt werden. Als Organisationsform wurde eine Genossenschaft angestrebt, um 

die Gemeinwohlverträglichkeit des Projektes zu sichern und langfristig niedrige Kosten für die 

beteiligten Bürger:innen zu erreichen (ErdwärmeDich e.V. o.J.).  

Die Bremer Klimaschutzagentur energiekonsens reagierte auf das Interesse an den auf erneuerbaren 

Energien beruhenden Nahwärmenetzen mit regelmäßigen Vernetzungstreffen für Interessierte und dem 

Aufbau eines entsprechenden Verteilers27. Ab dem Frühjahr 2022 entwickelte sich mehrere Initiativen 

in verschiedenen, vorwiegend innenstädtischen Stadtteilen. Ein besonders konkretes Projektvorhaben 

entwickelte sich im durch eine sehr enge Bebauung mit kleinen Reihenhäusern gekennzeichneten 

Wohnquartier „Klein-Mexiko“ als Ergebnis einer nachbarschaftlichen Klimaschutzinitiative sowie auf 

der Basis eines durch energiekonsens geförderten Klimaschutzkonzeptes (Maertel et al. 2022). Auch in 

diesem Projekt wurde die Realisierung eines auf Erdwärme basierenden Nahwärmenetzes angestrebt. 

Die Initiative gab 2024 ihr Vorhaben jedoch auf, da die angestrebte Rechtsform eines wirtschaftlichen 

Vereins durch die zuständige Behörde abgelehnt wurde. 

Zum August 2022 erfolgte die formale Gründung des ErdwärmeDich e.V.. Der Verein hat in der Folge 

durch öffentliche Veranstaltungen und Vorträge vor mehreren Bremer Stadtteilvertretungen (Beiräten) 

erheblich an Bekanntheit gewonnen und Unterstützung durch Beiräte erfahren (ErdwärmeDich e.V. 

2022). In mehreren Stadtteilen haben sich seit Mitte 2023 Gruppen von aktiven Bürger:innen gebildet, 

die als sogenannte „Cluster“ die Entwicklung von Nahwärmenetzen auf der Basis von Erdwärme in 

ihrer Nachbarschaft vorantreiben wollen28. Die Cluster sind für die lokale Mobilisierung, die 

Information der Anwohner:innen und die Erfassung des konkreten Wärmebedarfs zuständig. Sie 

organisieren Informationsveranstaltungen und begleiten die Umsetzung vor Ort (z.B.: Velten 2023, 

Theiner 2023, Schelle 2025). Die Zahl der Interessenten gibt ErdwärmeDich e.V. für 2025 mit 1600 an, 

die Zahl der Vereinsmitglieder mit 254, die Zahl der Cluster mit 30 und die der 

Genossenschaftsmitglieder mit 400. Räumlich verteilen sich die Interessenten insbesondere in den 

Stadtteilen Findorff, Östliche Vorstadt und Schwachhausen auf Gebiete im innerstädtischen 

verdichteten Bereich, die in der Wärmeplanung als Prüfgebiete noch §19 WPG klassifiziert wurden (vgl. 

4.4). 

Die technische Machbarkeit und finanzielle Tragfähigkeit wurden durch eine vom Umweltressort 

finanzierte und durch die Klimaschutzagentur energiekonsens beauftragte grundlegende 

 
27 Siehe: https://energiekonsens.de/hauseigentuemer-in/vernetzungstreffen-waermenetze 
28 Grundsätzlich muss ein einzelnes Nahwärmenetz mindestens 17 Häuser anschließen, um im Rahmen des 

BEW-Programms förderfähig zu sein (Stand Juni 2025). 
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Machbarkeitsstudie zu Potenzialen, Heizlastberechnungen und Kostenschätzungen untersucht, die im 

Frühjahr 2023 veröffentlich wurde (Giel 2022).  

 

Abbildung: Straßenzüge mit Interessenten an Anergienetzen (Qoncept 2026: 145). 

Im Mai 2024 wurde die Genossenschaft ErdwärmeDich-Anergienetze eG offiziell eingetragen und als 

Unternehmen etabliert. 2024 hat das Bremer Umweltressort ein Förderinstrument entwickelt, mit dem 

für drei Anergienetze eine Förderung von bis zu 100.000 € für Projektelemente möglich ist (SUKW 

2024c), wobei zum Teil die BEW-Förderung im Modul 1 ersetzt wird, um eine 100% Förderung 

einzelner Elemente zu ermöglichen. Als erstes Pilotgebiet wurde ein Quartier rund um die 

Humboldtstraße, Vagtstraße, Lessingstraße und Stedingerstraße ausgewählt, in dem ca. 30 Wohnhäuser 

unterschiedlicher Größe, eine Kita und eine Kirchengemeinde angeschlossen werden sollen. Im Februar 

2025 wurden im Pilotgebiet als konkrete, durch das dargestellte Förderinstrument finanzierte 

vorbereitende Tätigkeit Suchschachtungen im Bereich der Bürgersteige durchgeführt, um die Lage 

bestehender Leitungen zu erkunden und die Eignung des Untergrunds zu prüfen. Die Klärung der 

Voraussetzungen für den notwendigen Abschluss eines Nutzungsvertrages mit der Stadt strebte 

ErdwärmeDich bereits ab 2023 an; aufgrund von strittigen Anforderungen an die bauliche Gestaltung 

(Abstände zwischen den Bohrungen, Tiefe der Verlegung der Wärmeleitungen in den Gehwegen, 

Anforderungen an die Dokumentation der Lage der Bohrungen) durch beteiligte Fachämter sowie 

aufgrund begrenzter Abstimmung zwischen den verschiedenen beteiligten Ressorts lag jedoch erst im 

Sommer 2025 ein vom Amt für Straßen und Verkehr erarbeiteter Entwurf vor (ASV 2025). Die Stadt 
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sah zwischenzeitlich auch die Notwendigkeit, juristisch prüfen zu lassen, ob die Genossenschaft als 

Wärmeversorgerin zu betrachten und entsprechend zu behandeln sei (Reinhold, Beckmann-Petey 2025). 

Die Umsetzung des Pilotvorhabens hat ab Herbst 2025 mit Probebohrungen und der Beauftragung einer 

erweiterten Machbarkeitsstudie begonnen, wobei die Genossenschaft für letztere die BEW-Förderung 

in Anspruch nimmt. Im Frühjahr 2026 hat die Genossenschaft für zwei weitere Projektgebiete 

beschlossen, die Förderung vorbereitender Untersuchungen durch das befristete Förderprogramm des 

Landes Bremen (Schönhausenstraße/Östliche Vorstadt; Franziusstraße/Schwachhausen) und für zwei 

Projekte eine BEW-Förderung (Modul 1) zu beantragen (Regensburgerstraße/Findorff; 

Ziehtenstraße/Walle). 

Im Bereich der öffentlichen Gebäude und der kommunalen Wohnungswirtschaft sind die folgenden 

Einrichtungen und Unternehmen als Schlüsselakteure zu benennen (Bremische Bürgerschaft 2021, 

2025): 

Das bedeutendste Wohnungsunternehmen mit maßgeblichem kommunalem Einfluss ist die GEWOBA 

Aktiengesellschaft Wohnen und Bauen (Eigenschreibweise GEWOBA, Hauptsitz in Bremen). Die 

Gesellschaft ist die größte Vermieterin im Land Bremen und bewirtschaftet rund 43.000 

Mietwohnungen, davon etwa 32.945 in der Stadt Bremen, 8.429 in Bremerhaven und 1.307 in 

Oldenburg. Die Stadt Bremen ist mit 75,1% der Anteile Hauptgesellschafterin der GEWOBA, während 

die Sparkasse Bremen sowie die Weser-Elbe Sparkasse zusammen knapp 24,9 % halten (Senat der 

Freien Hansestadt Bremen 2019). Im Geschäftsjahr 2024 erwirtschaftete das Unternehmen bei einer 

Bilanzsumme von gut 1,8 Milliarden € einen Jahresüberschuss von 31,2 Millionen € (GEWOBA 2024). 

Die GEWOBA nimmt für Bremen in der Stadt- und Quartiersentwicklung eine wichtige Rolle als 

Akteurin ein, indem sie innovative Wohnkonzepte entwickelt und über die Bestandsentwicklung hinaus 

sich auch an zahlreichen Projekten und Netzwerken beteiligt, die örtliche Infrastrukturen entwickeln 

und das lokale Wohnumfeld aufwerten. Im Bereich der Klimapolitik hat die GEWOBA das Bremer 

Klimaschutzziel der Klimaneutralität bis 2038 übernommen und 2024 ein Konzept zur Erreichung der 

betrieblichen Klimaneutralität bis zum für Gesellschaften mit städtischer Mehrheitsbeteiligung 

geltenden Zieljahr 2032 vorgelegt (Bremische Bürgerschaft 2025b: 13). Allerdings wäre die Umsetzung 

der erforderlichen Maßnahmen nur mit erhebliche Zusatzinvestitionen wie z.B. dem vorzeitigen Ersatz 

der vorhandenen Blockheizkraftwerke möglich (ebende: 14f.). Stand 2023 sind 96,5 % ihrer Gebäude 

energetisch modernisiert. Zwischen 1990 und 2023 wurde mit diesen Maßnahmen eine CO₂ Reduktion 

von 69% erreicht; der relative Energieverbrauch von Wohnungen der GEWOBA liegt 2023 bei 127,7 

kWh/m2a (1990: 213,2 kWh/m2a) (Gewoba 2024). Ca. 73% des Gebäudebestandes erreicht 2023 

mindestens die für den Einsatz von Wärmepumpen erforderliche Energieeffizienzklasse D (Bremische 

Bürgerschaft 2025b: 16). Im Neubau wird statt des Standards Effizienzhaus 55 das Standard 

Effizienzhaus 40 eingesetzt (Gewoba 2024). Bei der Sanierung von Gebäuden im Bestand gibt die 

GEWOBA aus wirtschaftlichen Gründen das Sanierungsniveau mit dem EH-70/EH-85-Standard als 

Regelfall an (Bremische Bürgerschaft 2024: 6). Für die Wärmeversorgung strebt die GEWOBA eine 

weitere Ausweitung der Anschlüsse an das Fernwärmenetz der swb/Wesernetz in Abhängigkeit von den 

Umstellungszeitpunkten in den vorgesehenen Fernwärmeausbaugebieten an (ebenda.: 3f.). 2021 wurde 

die GEWOBA zu rund 70% mit Fernwärme durch die swb versorgt (Bremische Bürgerschaft 2021b: 6), 
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perspektivisch soll eine Anschlussquote von bis zu 80% erreicht werden (Bremische Bürgerschaft 

2025b: 17).  

Die GEWOBA hat 2015 die Tochtergesellschaft GEWOBA Energie GmbH (GEG) gegründet, die 23 

Nahwärmenetze auf der Basis von (bislang mit Erdgas versorgte) Blockheizkraftwerken betreibt und 

Messdienstleistungen anbietet (HIC, Averdung 2021: 144). Sie ist ebenfalls zuständig für die 

Umstellung der Wärmeversorgung auf erneuerbare Konzepte, den Einsatz von erneuerbaren Energien 

wie Photovoltaik und Solarthermie sowie Mieterstromangebote. Der Ausbau von PV-Anlagen auf 

Dächern von GEWOBA Gebäuden soll deutlich erweitert werden (Bremische Bürgerschaft 2024). Die 

GEG entwickelt mit Immobilien Bremen seit 2024 ein gemeinsames Projekt zur klimafreundlichen 

Wärmeversorgung in Bremen Aumund-Hammersbeck, bei dem Wohngebäude der GEWOBA sowie 

eine Kita und eine Oberschule zentral über ein Wärmenetz mit Groß-Luft-Wasser-Wärmepumpen 

versorgt werden sollen. Ein weiteres ähnliches Projekt ist in Vorbereitung (Dose o.J.). 

Als weitere Wohnungsgesellschaft befindet sich die BREBAU GmbH seit 2019 zu 100% im Eigentum 

der Stadt Bremen (Senat der Freien Hansestadt Bremen 2019). Die Gesellschaft verfügt über einen 

Bestand von 5.975 eigenen Wohn- und Gewerbeeinheiten sowie 3.228 verwalteten Einheiten in fast 

allen Bremer Stadtteilen und dem Bremer Umland (BREBAU 2019). Die Wärmeversorgung der 

Gebäude der BREBAU in Bremen basiert 2020 zu rund 18 % auf der Lieferung von Fernwärme durch 

die swb; rund 67 % des Gebäudebestandes der BREBAU werden per Zentralheizung versorgt (63 % 

Gas, 4 % Öl); etwa 4 % der Gebäude werden mit Kohle und rund 11 % durch dezentrale Gasthermen 

beheizt (Bremische Bürgerschaft 2021b: 6). Auf Grundlage der Ausbauplanung geht die BREBAU 

davon aus, dass perspektivisch bis zu 48 % ihres Wohnungsbestandes mit Fernwärme versorgt werden 

könnten (Bremische Bürgerschaft 2025b: 6).  

Die BREBAU orientiert sich an den Klimazielen der Stadt Bremen, betont gegenüber der Stadt jedoch, 

dass die für Klimaneutralität erforderlichen Investitionen nur mit zusätzlicher finanzieller Unterstützung 

der Stadt als Gesellschafterin umgesetzt werden können (ebenda: 5). Zwischen 1990 und 2023 wurde 

eine CO₂ Reduktion von 53% erreicht (ebenda: 4). Als Standard für Neubauten gibt die BREBAU den 

Effizienzhaus-55-Standard (EH55) in Kombination mit erneuerbaren Energieträgern (Wärmepumpe 

und Photovoltaik) an (Bremische Bürgerschaft 2021b: 6). Diesem Standard entsprechen 2025 jedoch 

nur 3 von insgesamt berücksichtigten 271 Gebäudekomplexen – 57 weitere entsprechen dem 

Mindeststandard für Neubau nach EnEV/GEG (Bremische Bürgerschaft 2025b: 5). Die BREBAU hat 

2022 nach eigenen Angaben eine CO₂-Bilanzierung eingeführt und nutzt ein 

Portfoliomanagementsystem mit Energiebilanz als Grundlage für die Berücksichtigung von 

Klimastandards im Sanierungsmanagement (BREBAU 2023). Über den Stand der Sanierung des 

Gebäudebestandes und die zugehörigen Planungen liegen allerdings keine öffentlichen Daten vor. 

Allerdings gibt die BREBAU für 2025 an, dass 97 von berücksichtigten 271 Gebäudekomplexen die 

Energieeffizienzklasse D erreichen (Bremische Bürgerschaft 2025b: 5). 

Der Eigenbetrieb Immobilien Bremen (IB) betreut einen bedeutenden Teil des Gebäudebestandes der 

Stadtgemeinde Bremen, insbesondere den im Sondervermögen Immobilien und Technik (SVIT Stadt) 

zusammengefassten Gebäudebestand mit etwa 1.600 Gebäuden, von denen rund 950 energetisch 

relevant sind (ebenda: 24). Der Umweltbetrieb Bremen (UBB) verwaltet zusätzlich 168 Bauwerke, 
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darunter auch denkmalgeschützte Liegenschaften. Die Herausforderungen im öffentlichen 

Gebäudebestand sind dabei vor dem Hintergrund einer deutlichen Unterfinanzierung zu sehen: 

beispielsweise wird für die 450 Schulen und 80 Kindertagesstätten im Bestand von SVIT für 2022 der 

aufgelaufene allgemeine Sanierungsrückstand mit 690 Mio. € beziffert wurde. Der Anteil energetischer 

Sanierungsbedarfe hieran wird auf ca. 60 % geschätzt (Bremische Bürgerschaft 2022: 1f.).  

Der Senator für Finanzen hat für die Gebäude im SVIT vom Institut IREES eine Expertise zur 

Aufstellung eines effektiven Gesamtplans über die Gebäudesanierung und Umstellung auf klima-

neutrale Versorgung erstellen lassen, die als Leitlinie für die Sanierung und Umrüstung des 

Gebäudebestands dienen kann. Betont wird jedoch die Bedeutung örtlicher Gegebenheiten, die die 

Sanierung einzelner Gebäude erheblich beeinflussen können, und die verallgemeinere Aussagen über 

Sanierungsziele erschweren (Bremische Bürgerschaft 2024b: 7). Die IREES-Studie geht für den 

Gebäudebestand der IB wird von einer Gesamtsanierung von ca. 430 Gebäuden aus (Bremische 

Bürgerschaft 2025b: 26).  

Die Wärmeversorgung der Gebäude im SVIT beruhte 2022 zu 34% auf Fernwärme, zu 52% auf Erdgas 

und zu 14% auf Heizöl (Bremische Bürgerschaft 2024b: 13). Für die von IB verwalteten Gebäude hat 

sich der Wärmeverbrauch zwischen 1990 und 2016 von ca. 300 GWh/a auf ca. 185 GWh/a verringert 

(Senatorin für Finanzen 2017: 31). 2025 laufen mit Finanzierung u.a. aus Mitteln des 

Gebäudesanierungsprogramms sowie Fördermitteln ca. 35 größere Sanierungsprojekte mit 

energetischen Sanierungsanteilen in unterschiedlichem Umfang, für weitere ca. 40 Gebäude sind 

Sanierungen in Planung. Die meisten größeren Sanierungsprojekte aus der ehemaligen Fastlane sind 

zurückgestellt worden und haben nur den Status der Bedarfsplanung erreicht (Bremische Bürgerschaft 

2025b: 26). IB hat verschiedene Abteilungen personell und strukturell deutlich gestärkt, um 

Klimaschutzvorhaben zielgerichtet und effizient umsetzen zu können (ebenda: 25). Im Rahmen der 

Klimaschutzstrategie wird angestrebt, öffentliche Gebäude möglichst an das Fernwärmenetz 

anzuschließen, um dessen Ausbau weiter voranzutreiben und hier als Ankerkunden zu fungieren (siehe 

auch HIC, Averdung 2021). Öffentliche Liegenschaften spielen z.B. eine zentrale Rolle bei der 

Umsetzung des Wärmenetzprojekts von enercity in Bremen Norden (s.o., Immobilien Bremen 2025).  

Weitere bedeutende Bestände an öffentlichen Gebäuden mit relevanten Anteilen an den 

Energieverbräuchen in Bremen stellen die öffentlichen Hochschulen und die vier öffentlichen Kliniken 

in Trägerschaft der Gesundheit Nord GmbH (GENO) dar. Sowohl die Hochschulen als auch die GENO 

verwalten ihre Liegenschaften selbst. Der Energiebericht der Senatorin für Finanzen aus 2017 gibt den 

Wärmeverbrauch für die Hochschulen für 2016 und für die Kliniken mit jeweils ca. 75 GWh/a an 

(Senator für Finanzen 2017: 31); die Wärmeversorgung mehrerer Kliniken sowie der Universität erfolgt 

über Fernwärme, die Wärmeversorgung der Hochschule Bremen am zentralen Standort Neustadtwall 

über ein Erdgas-BHKW (Bremische Bürgerschaft 2024b Anlage 1). Der allgemeine Sanierungsbedarf 

der Bremischen Hochschulen wird bis zum Jahr 2040 auf 1,375 Mrd. € geschätzt, der Kostenanteil für 

energetische Sanierungen auf ca. 400-700 Millionen € (Bremische Bürgerschaft 2024b: 7); die Höhe der 

benötigten Mittel zur vollständigen Klimaneutralität der Klinikgebäude wurde bisher nicht berechnet 

(ebenda: 9). An den Hochschulen wurden jeweils einzelne Gebäude saniert bzw. nach energetisch 
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hochwertigeren Standards errichtet; systematische und an den Klimaschutzzielen orientierte 

Sanierungsfahrpläne bestanden bislang nicht29 (Schäfer et.al. 2025: 14ff.).  

Die CO₂ Emissionen wurden für 2016 für den Stromverbrauch des öffentlichen Gebäudebestandes mit 

120.000 t/a und für den Wärmeverbrauch mit ca. 55.000 t/a ermittelt. Grundsätzlich resultiert in der 

Kernverwaltung etwas mehr als die Hälfte der CO₂-Emissionen aus dem Wärmeverbrauch, bei Kliniken 

und Hochschulen dominiert dagegen deutlich der Anteil aus dem Stromverbrauch (Senator für Finanzen 

2017: 34).  

Aus Sicht des von der Bürgerschaft eingesetzten Sachverständigenrates Klima hat der 

Handlungsschwerpunkt der energetischen Sanierung öffentlicher Liegenschaften und des 

Wohnungsbestands öffentlicher Wohnungsbaugesellschaften quantitativ zwar eine vergleichsweise 

geringe Wirkung, jedoch eine Bedeutung aufgrund der Vorbildfunktion. Dabei wird die unterschiedliche 

Entschiedenheit, mit der z.B. die öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften an der Entwicklung von 

Konzepten zur Erreichung von Klimaneutralität bis 2038 arbeiten, kritisch gesehen. (Bremische 

Bürgerschaft 2026b: 463f.) 

Als zentrale Hindernisse für die energetische Sanierung des öffentlichen Gebäudebestandes sind die 

fehlenden finanziellen Mittel insbesondere nach dem Wegfall der Fastlane des Landes Bremen in Folge 

des Verfassungsgerichtsurteils, erhöhte Baukosten, veränderte bauliche Standards und 

Planungsunsicherheiten sowie fehlendes Personal zu nennen. Weitere Herausforderungen sind die 

Umsetzung von Baumaßnahmen bei laufender Nutzung, der Mangel an Handwerker:innen sowie im 

Falle der Wohnungsgesellschaften Schwierigkeiten, die Kosten auf die Mieter:innen umzulegen30. 

(Schäfer et.al. 2025: 19ff.31, explizit gleichlautend auch die schriftlichen Berichte der öffentlichen 

Gesellschaften mit relevanten Gebäudebeständen in Bremische Bürgerschaft 2025b). Der 

Sachverständigenrat Klima hält in seiner Stellungnahme fest, dass die Finanzierung von Maßnahmen 

der Klimaschutzstrategie nicht oder nicht langfristig gesichert ist und hebt besonders für den Fall des 

Handlungsfeldes Sanierung des öffentlichen Gebäudebestandes hervor, dass vier von acht Maßnahmen 

betroffen seien (Bremische Bürgerschaft 2026b: 463). 

4.4 Kernelemente der Bremer Wärmeplanung und Wärmestrategie  

Im Oktober 2025 wurde der Entwurf der Wärmeplanung veröffentlicht, der zum einen aus einem von 

Qoncept Energy GmbH verfassten Gutachten insbesondere zu Potenzialen für die Wärmeerzeugung und 

der Darstellung der Eignung für die einzelnen Wärmeversorgungsarten (Wärmenetze und dezentrale 

Wärmeversorgung sowie einem Zielszenario besteht (Qoncept 2025). Zum anderen veröffentlichte die 

Stadt Bremen eine Umsetzungsstrategie mit einem von ihr unmittelbar zu realisierenden 

Maßnahmenkatalog (Freie Hansestadt Bremen 2025). Nach Auswertung von Stellungnahmen von 

 
29 Die 2025 überarbeitete Klimaschutzstrategie der Hochschule Bremen sieht jedoch als zentrale Maßnahmen die 

Entwicklung von Sanierungsfahrplänen und die Umstellung der Wärmeversorgung der Gebäude vor. 
30 Die GEWOBA begrenzt aus Gründen der begrenzten Belastbarkeit der Haushalte die Umlage der energetischen 

Sanierungen auf die Mieter:innen auf 1,80 €/m² und gibt an, bei nachgewiesener finanzieller Überlastung der 

Haushalte Mietänderungen zu reduzieren (Bremische Bürgerschaft 2025b: 18). 
31 Im Rahmen eines Lehrforschungsprojektes der Hochschule Bremen haben Schäfer et.al. (2025) unter anderem 

qualitative Interviews mit fachlich Verantwortlichen aus dem Bereich der öffentlichen Gebäudebestände 

durchgeführt und ausgewertet. 
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Verbänden, Organisationen und Bürger:innen wurde im März 2026 die weiter präzisierte 

Wärmeplanung (Qoncept 2026) inklusive der Umsetzungsstrategie (Freie Hansestadt Bremen 2026) den 

parlamentarischen Gremien vorgelegt (SUKW 2026)32. 

Der Entwurf der Wärmeplanung vertieft die Betrachtung der verschiedenen Wärmepotenziale im 

Vergleich zum vorbereitenden Fachgutachten (Qoncept 2024) dabei und berücksichtigt nicht nur 

theoretische Potenziale, sondern konkretere Planungen und Datenbestände wie z.B. die seit 15.1.2025 

veröffentlichten Daten der „Plattform für Abwärme“ nach EnEfG (Energieeffizienzgesetz) und die 

BEW-geförderten Transformationspläne für Wärmenetze der swb und weiterer Wärmenetzanbieter. Als 

maßgebliche Wärmequellen für Wärmenetze werden auch weiterhin die Kraft-Wärmekoppelung incl. 

Abfallverbrennung, Großwärmepumpen an der Weser, industrielle Abwärme, Abwärme aus 

Kläranlagenabflüssen, große Luft/Wasserwärmepumpen, die Abwärme aus zukünftigen Anlagen zur 

CO2-Abscheidung und H2-Elektrolyseuren, Solarthermie sowie Geothermie betrachtet (Qoncept 2026: 

52ff.). Die in enger Abstimmung mit den Wärmenetzanbietern erfolgte Darstellung der Ziele für die 

Entwicklung der Wärmenetze auf Basis der Wirtschaftlichkeitsprüfung berücksichtigt insbesondere die 

bereits dargestellte Ausbau- und Verdichtungsstrategie der swb (vgl. 4.3). Als Ziel wird für 2038 ein 

Anteil von Wärmenetzen von etwa 36 % am Gesamtwärmebedarf Bremens inklusive der Industrie 

ermittelt (ebenda: 147), wobei kleinere Nahwärmenetze von Wohnungsgesellschaften und von 

ErdwärmeDich geplante Anergienetzen nicht enthalten sind. Die Transformationspläne für die einzelnen 

Wärmenetze sehen für jedes Wärmenetzgebiet ein spezifisches Erzeugerportfolio vor, dass auf den 

örtlich verfügbaren Abwärmepotenzialen, Großwärmepumpen, Abfallverbrennung sowie in vielen 

Fällen auch Spitzenlastkesseln auf der Basis von Power-to-Heat Lösungen und perspektivisch durch 

erneuerbare Gase (synthetische bzw. biogene Gase) zu ersetzendes Erdgas beruhen soll (ebenda: 101ff.). 

Der von der Bürgerschaft eingesetzte Sachverständigenrat Klima misst in seiner ersten Stellungnahme 

dem Handlungsschwerpunktes „Ausbau und Dekarbonisierung der Fern- und Nahwärmeversorgung“ 

für das Erreichen der Klimaschutzziele eine sehr hohe Bedeutung zu (Bremische Bürgerschaft 2026b: 

493), bewertet die derzeit dokumentierten Maßnahmen im Bereich der CO2-freien Wärmequellen für 

die Fern- und Nahwärmeerzeugung jedoch als „ausgesprochen selektiv und nicht im erforderlichen 

Maße umfangreich“ und damit als nicht ausreichend (ebenda: 446). 

Vor dem Hintergrund der beabsichtigten Festlegungen für das geplante GModG ist beachtenswert, dass 

das Gutachten die lokalen Potenziale für die Erzeugung von Biogasen auf der Basis von Bio-, Grün- 

und Parkabfällen sowie Schlachtabfällen und Gülle auf jeweils weniger als 1% und insgesamt für alle 

biologischen Abfälle damit auf höchstens 5% des Wärmebedarfs beziffert (Qoncept 2026: 83ff). 

Für den Einsatz von Luft/Wasser-Wärmepumpen für die dezentrale Einzelgebäudeversorgung gibt das 

Gutachten den Anteil der geeigneten Gebäude ohne energetische Sanierung mit 42% an (37% des 

Wärmebedarfs). Das Gutachten nimmt an, dass sich durch den Einsatz von Schallschutzhauben, die die 

Schallemissionen um 10dB (A) reduzieren, dieser Anteil auf 92% der Gebäude erhöhen kann (87% des 

 
32 In der Öffentlichkeitsbeteiligung um Wärmeplanentwurf (14.10.–23.11.2025) wurden 182 Stellungnahmen von 

Privatpersonen und bürgerschaftlichen Gruppen eingereicht, die sich vorwiegend auf die soziale Verträglichkeit 

der Wärmewende (z. B. Kosten für Mieter, Modernisierungsumlagen, Förderlücken), Prüfgebiete (Unsicherheit 

über Versorgungsarten), Anergienetze (starke Unterstützung für Initiativen wie ErdwärmeDich, Forderung nach 

mehr Förderung und Berücksichtigung) beziehen sowie Aspekte der Fernwärme und der Entwicklung der 

Gasnetze kritisch ansprechen (SUKW 2026: Anlage 2.2). 
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Wärmebedarfs). Bei der Annahme zusätzlicher energetischer Sanierungen an den Gebäuden wäre der 

Einsatz von Luft/Wasser-Wärmepumpen bei 58% (ohne Schallschutzhaube) bzw. bei 97% der Gebäude 

(mit Verringerung der Schallemissionen um 10dB (A) durch eine Schallschutzhaube) technisch 

möglich, wobei den Gebäudebesitzer:innen zusätzliche Kosten entstehen. (ebenda: 90ff.). Auf der Basis 

dieser Annahmen wären nur wenige Gebiete im Stadtzentrum für den Einsatz von Luft/Wasser-

Wärmepumpen für die dezentrale Einzelgebäudeversorgung ungeeignet (ebenda: 94). 

Hinsichtlich der Potenziale für oberflächennahe Geothermie thematisiert die Wärmeplanung vor allem 

den Einsatz zur dezentralen Versorgung von Einzelgebäuden. Hier wird ein Potenzial von 28% der 

Gebäude (ohne Sanierung: 13% des Wärmebedarfs; mit Sanierung: 42% bzw. 21%) angenommen, die 

vorwiegend in Randbereichen der Stadt mit einer geringen Bebauungsdichte bestehen (ebenda: 95). In 

diesen Gebieten werden begrenzte Potenzial für Sondenfelder ermittelt (ebenda: 73ff.). Das Konzept 

des Einsatzes von oberflächennaher Geothermie als zentralem Element von Wärmenetzen im 

verdichteten urbanen Raum wird in der Wärmeplanung auf Basis der Angaben von ErdwärmeDich (vgl. 

4.3.) beschrieben, jedoch nicht hinsichtlich seiner Potenziale untersucht oder bewertet (ebenda: 143ff.). 

Die Wärmeplanung beschreibt den energetischen Zustand der Gebäude auf Basis des Wärmeatlas 

(Datenstand 2015, aktualisiert) und prognostiziert den Sanierungsbedarf bis 2038, wobei Anteile und 

Potenziale der Sanierung gemessen an anspruchsvollen energetischen Zielen beschrieben werden, 

jedoch keine exakte Anzahl von Gebäuden mit "erheblichem" Sanierungsbedarf angegeben wird 

(ebenda: 165ff.). Der Verband „Haus & Grund“ nimmt die Anzahl der Wohngebäude mit 

Sanierungsbedarf in seiner Stellungnahme zur Wärmeplanung mit mindestens 60.000 an (Haus und 

Grund Bremen 2025: 533). 

Als Prüfgebiete bestimmt die Wärmeplanung zum einen Gebiete, die in den Ausbauszenarien für 

Wärmenetze in Bremen zu weniger als 50 % mit Wärmenetzen versorgt werden, obwohl sie aus der 

Basis der Vorgaben des WPG grundsätzlich aufgrund einer Wärmebedarfsdichte von mindestens 415 

MWh/(ha·a) für die Versorgung durch Wärmenetze als wirtschaftlich betrachtet werden. Zum anderen 

wird eine begrenzte Zahl von Baublöcken als Prüfgebiet bestimmt, die sowohl für die dezentrale 

Versorgung mit Wärmepumpen als auch für die Versorgung durch Wärmenetze als wahrscheinlich oder 

sehr wahrscheinlich ungeeignet bewertet wurden. (Qoncept 2026: 150, 159) 

Die Wärmeplanung nimmt als resultierende Anteile am Wärmebedarf von Eignungsgebieten für die 

Wärmeversorgung der Sektoren Haushalte, GHD (< 5 GWh/a) und öffentliche Gebäude im Zielszenario 

29 % für Gebieten mit dezentraler Wärmeversorgung, zu 45 % in Wärmenetzgebieten und zu 26 % in 

Prüfgebieten an (ebenda: 161). Dabei können innerhalb der einzelnen Gebiete unterschiedliche 

Versorgungsarten nebeneinander bestehen. 

 

 
33 Diese Zahl wird aus dem Anteil der Wohngebäude mit einem Baujahr vor 1979 abgeleitet. 
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Abbildung: Voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete gem. §18 WPG (Qoncept 2026: 161) 

Der Wärmeplan skizziert zwei Umsetzungsszenarien, die sich hinsichtlich der Geschwindigkeit des 

Ausbaus von Wärmenetzen und der Umstellung auf erneuerbare dezentrale Wärmeerzeuger 

unterscheiden (167ff.): Im Umsetzungsszenario 1 wird basierend auf den bestehenden Konzepten der 

Wärmeversorger und auf einer Umstellung von jährlich 3 % der fossilen Einzelgebäudeheizungen auf 

Wärmepumpen eine Verringerung der THG-Emissionen für die Sektoren Haushalte, GHD (< 5 GWh/a) 

und öffentliche Gebäude zwischen 2015 und 2038 um etwa 70 % angenommen (ebenda: 170). Im 

Umsetzungsszenario 2 wird für den Zeitraum 2025 bis 2038 durchgehend ein beschleunigter 

Wärmenetzausbau (15km/a) sowie eine höhere Umstellung auf dezentrale Wärmepumpen (4,9%/a) 

angenommen; zusätzlich wird bis 2038 der Bau von insgesamt 28 Anergienetzen unterstellt (ebenda: 

174f.). Der Anteil fossiler Energieträger am Wärmebedarf der Sektoren Haushalte, GHD (< 5 GWh/a) 

und öffentliche Gebäude wird in diesem Umsetzungsszenario von 76 % (2015) bis 2038 auf 0 % 

reduziert (ebenda: 175), was einer Reduktion der THG-Emissionen für diese Sektoren von 96% 

entspricht (ebenda: 179). Der Anteil der Anergienetze an der THG-Reduktion würde 12.000 t/a betragen 

(ebenda: 182).  

Die Maßnahmen-orientierte Umsetzungsstrategie der Freien Hansestadt Bremen nach § 20 WPG 

umfasst acht Handlungsfelder, die die Klimaneutralität der Wärmeversorgung bis 2045 (gem. WPG) 

beziehungsweise bis 2038 (BremKEG) erreichen sollen. Mit Blick auf Wärmenetze sind vorgesehen 1) 

die Unterstützung des Wärmenetzausbaus durch die frühzeitige Anbindung öffentlicher Gebäude als 

Ankerkunden an Wärmenetze und die Koordination von Baumaßnahmen zur Vermeidung von 

Doppelarbeiten und Verkehrsbehinderungen; 2) die Beschleunigung des Wärmenetzausbaus durch 
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strategische Partnerschaften sowie auch durch unternehmensrechtliche Beteiligungen mit der swb-

Gruppe und weiteren Anbietern, um Prüfgebiete schneller zu erschließen; 3) die Förderung 

klimaverträglicher Wärmequellen durch Studien zu Ökologie, Standortsuche und Wirtschaftlichkeit von 

Flusswärmepumpen und die Untersuchung weiterer Wärmequellen. Ausdrücklich nennt die 

Umsetzungsstrategie auch die Erprobung von Anergienetze mit oberflächennaher Geothermie im 

Bestand durch die Förderung von Pilotprojekten sowie die Freigabe des öffentlichen Raumes für 

Leitungen als ein Handlungsfeld. Für die Förderung des Umstiegs auf klimafreundliche Wärme sowie 

die Senkung des Wärmebedarfs von Gebäuden sollen zusätzliche Kreditprogramme des Landes 

entwickelt werden, die sich auf sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen (z.B. einkommensschwache 

und ältere Hauseigentümer:innen) konzentrieren. Eine als Persona-Analyse angelegte Studie soll 

entsprechende Zielgruppen identifizieren. Vorgesehen sind außerdem die Fortführung und Erweiterung 

der Angebote zur Information und Beratung zu Wärmeschutz und –umstellung sowie die frühzeitige 

Fortschreibung der Wärmeplanung bis 2028, um die Prüfgebiete einzelnen klimafreundlichen 

Wärmeversorgungsarten zuzuweisen. (Freie Hansestadt Bremen 2026)  

 

5 Schlussfolgerungen für die Bremer Wärmepolitik und die 

Förderung bürgerschaftlicher Nahwärmenetze 

Die vorliegende Studie verfolgt das Ziel, die Herausforderungen der Wärmewende im politischen 

Mehrebenensystem herauszuarbeiten und die Handlungsorientierungen und Handlungsansätze der 

Akteure des Wärmesektors in Bremen zu analysieren.  

Die Neuausrichtung der Bremer Klimaschutzstrategie durch die Enquetekommission der Bürgerschaft 

skizziert einen ambitionierten und systematischen Weg zur Klimaneutralität angelehnt am 1,5 Grad Ziel 

der Pariser Klimaschutzkonferenz. Zusammen mit den Strategien einer kleineren Zahl deutscher 

Kommunen gehört sie damit zu einer neuen richtungsweisenden Generation transformationsorientierter 

lokaler Klimaschutzstrategien. Mit Blick auf die Rahmenbedingungen der Klimapolitik wird 

gleichzeitig deutlich, dass Kommunen und auch die Stadtstaaten in ihrer Doppelrolle als Städte und 

Bundesländer entscheidend auf die finanziellen Ressourcen und die regulatorischen Kompetenzen des 

Bundes angewiesen bleiben. Die Wärmewende ist als Teil der Klimapolitik aufgrund der erheblichen 

lokalen Gestaltungsmöglichkeiten ein zentrales Handlungsfeld der kommunalen Klimapolitik. Sie ist 

außerdem dadurch gekennzeichnet, dass sie alle Bürger:innen direkt in ihrem persönlichen 

Lebensumfeld und den Kosten für das Wohnen betrifft, was sie untrennbar mit der Wohnungspolitik 

und der Gestaltung von sozialer Gerechtigkeit verbindet. Aus klimapolitischer Perspektive hatte sich in 

den letzten Jahren ein fachlicher Konsens entwickelt, dass die Wärmewende einen konsistenten 

Instrumentenmix aus ordnungspolitischen Maßnahmen, finanzieller Förderung und Kostenanreizen 

erfordert, um wirksam sein zu können. Diese Instrumente sind umfassend in die Steuerung des Wärme- 

und Gebäudesektors durch EU- und Bundespolitiken eingebettet, die nicht durch Maßnahmen oder 

Ressourcen Bremens ersetzt werden können (vgl. Kapitel 1). 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Wärmeplanung stellt sich der Status der Wärmewende in 

Bremen wie folgt dar: 
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  (1) Die Ausrichtung der Wärmepolitik in Bremen ist grundsätzlich konsistent mit den 

transformationsorientierten Zielsetzungen der Klimaschutzstrategie 2030. Der Bereich der Wärme hat 

auch im Klimaaktionsplan, der der Umsetzung der Klimaschutzstrategie 2030 dienen soll, eine zentrale 

Stellung; dies gilt auch hinsichtlich der Zahl und Reichweite der Maßnahmen sowie des Anteils an den 

Investitionen. Gemessen an den zeitlichen Zielen der Klimaschutzstrategie und insbesondere am Ziel 

der Klimaneutralität 2038 ist die Umsetzung der Wärmewende in allen Teilbereichen jedoch nicht 

ausreichend. Auch im Wärmebereich, der wie angesprochen ein zentrales Element der lokalen 

Gestaltung von Klimapolitik darstellt, wird das Ziel der Klimaneutralität 2038 deshalb nicht erreicht 

werden. Gleichzeitig jedoch haben viele Schlüsselakteure der Wärmepolitik (insbesondere die 

Gesellschaften der Stadt und des Landes mit relevanten Gebäudebeständen, die öffentlichen 

Wohnungsgesellschaften sowie die Versorgungsunternehmen) durch neue Planungen, Investitionen und 

die Einstellung von entsprechendem Fachpersonal eine strategische Ausrichtung auf die 

Klimatransformation begonnen, die als wichtiger Erfolg zu werten ist. 

  (2) Bremen ist in der Umsetzung der Wärmewende in erheblichem Maße von den auf der Bundesebene 

bestimmten Rahmenbedingungen abhängig. Dies betrifft die Ausstattung von Förderprogrammen, die 

Regulierungen für Wärmenetze und die Gasversorgung, die Berücksichtigung sozialer Aspekte bei den 

Wohnkosten z.B. im Mietrecht, Baustandards und ordnungspolitische Instrumente ebenso wie die 

Gestaltung der sogenannten Schuldenbremse. Die maßgebliche Verantwortung für den Erfolg oder 

Misserfolg der Wärmewende auf der lokalen Ebene liegt damit bei der Bundespolitik. Vor dem 

Hintergrund der in der Gesellschaft sehr kontroversen Bewertung der Wärmewende ist unter den 

Bedingungen der Mehrebenenpolitik nicht davon auszugehen, dass die Ausgestaltung der 

Rahmenbedingungen in diesem Handlungsfeld dauerhaft konsistent ist. Die für eine umfassende 

Transformation erforderliche Verlässlichkeit und Stimmigkeit der Gesetzgebung kann deshalb nur 

bedingt als gegeben angenommen werden. Als aktuelles Beispiel können die angekündigten Regelungen 

des zukünftigen Gebäudemodernisierungsgesetzes (GModG) mit ihren potentiellen Auswirkungen auf 

die Zukunft der Gasversorgung gelten (siehe unten). 

  (3) In Bremen stellt der Ausbau der Wärmenetze einen zentralen Baustein der Wärmewende dar. Hier 

sind wichtige Herausforderungen erkennbar:  

Die Planungen für den Wärmenetzausbau und für konkrete Projekte machen inzwischen öffentlich 

erkennbare Fortschritte. Im Einzelfall sind bei der Entwicklung von Ausbauprojekten allerdings 

Hindernisse wie räumlich konkurrierende Planungen deutlich geworden, die zu langjährigen 

Verzögerungen führen können34. Bei besonders rentablen Projekten mit bedeutenden 

Wärmegroßabnehmern als Ankerkunden deutet sich die Situation an, dass verschiedene Wärmeanbieter 

konkurrierende Planungen für einzelne Stadtgebiete entwickeln. Hier muss als offen gelten, ob 

übergeordnete Ziele der Wärmewende wie die effiziente Nutzung der Wärmequellen, frühzeitige 

Klimaneutralität und die Flächendeckung der Wärmeversorgung für alle Gebäude durch diese 

projektgetriebene Vorgehensweise erreicht werden können. Es entwickelt sich eventuell ein Bedarf an 

 
34 Flächenkonflikte sind z.B. im Falle der Planungen für die Vordere Neustadt zwischen Straßenbauprojekten 

und dem Ausbau des Fernwärmenetzes sowie Flächenbedarfen für Großwärmepumpen erkennbar. 
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Instrumenten der Stadt, um gemeinwohlorientierte Anforderungen an Wärmeversorgungsprojekte zu 

festzulegen. 

Obwohl in der Bremer Wärmeplanung die Aussagen über die Eignungsgebiete für die Erweiterung der 

Wärmenetze in enger Abstimmung mit den Versorgungsunternehmen und unter Berücksichtigung ihrer 

Ausbauplanungen getroffen wurden, besteht zwischen den Annahmen der Stadt und insbesondere dem 

im Wärmebereich maßgeblichen Versorgungsunternehmen wesernetz eine wichtige Diskrepanz. 

Während die Bremer Wärmeplanung davon ausgeht, dass die dort dargestellten bestehenden und 

geplanten Wärmenetzgebiete für diese Stadtquartiere die flächenhaft geeignetste Versorgungsform 

darstellen, verfolgt wesernetz auch in den Ausbaugebieten eine Entwicklungsstrategie, die vornehmlich 

auf den Anschluss von großen Gebäudekomplexen als Ankerkunden zielt und bei der offen ist, ob und 

wann eine Flächendeckung mit Anschlüssen auch für kleinere Gebäude erreicht wird. Für kleinere 

Wohngebäude auch in Wärmenetzgebieten ist damit in vielen Fällen weiterhin offen, wie eine 

klimaneutrale Wärmeversorgung erreicht werden kann. Mit Blick auf die letztlich entscheidende 

Dekarbonisierung der Wärmenetze bewertet der Sachverständigenrat Klima die bisher dokumentierten 

Maßnahmen als nicht ausreichend (Bremische Bürgerschaft 2026: 446).   

Bereits bei der Arbeit der Enquetekommission ist deutlich geworden, dass ein erheblicher Teil der 

innerstädtischen Gebiete mit mittlerer Bebauungsdichte grundsätzlich technisch und wirtschaftlich für 

die Versorgung durch Wärmenetze geeignet ist. Aufgrund der hohen Erschließungskosten bei einer 

vergleichsweise geringeren Rentabilität besteht seitens der Versorgungsunternehmen allerdings auf 

absehbare Zeit kein Interesse, diese Gebiete an Wärmenetze anzuschließen. Diese Areale machen einen 

wesentlichen Teil der Prüfgebiete nach § 3 (10) Nr.1 WPG aus.  

Sowohl um die Flächendeckung der Netzanschlüsse in den Fernwärmeausbaugebieten zu erreichen als 

auch um Wärmenetze in Prüfgebieten zu entwickeln wird Bremen eine Wärmegesellschaft in 

Partnerschaft mit Versorgungsunternehmen oder in alleiniger kommunaler Trägerschaft zeitnah konkret 

prüfen müssen. Dabei ist zu vermeiden, dass eine kommunale Wärmegesellschaft vor allem die weniger 

rentablen Teile von Wärmenetzen betreibt. 

  (4) Die Gebäudesanierung bleibt ein zentrales Handlungsfeld der Wärmewende. Hier kann die 

fachliche Kontroverse um Sanierungsstandards grundsätzlich zugunsten mittlerer Sanierungstiefen, die 

den Einsatz von Wärmepumpen erlauben, als entschieden gelten. Dies betrifft auch die Ziele, die 

Bremen für Wohnungsgesellschaften unter kommunalem Einfluss sowie andere kommunale 

Gebäudebestände formuliert hat. Auch die Umsetzung dieser Standards bleibt für alle privaten und 

öffentlichen Gebäudebesitzer:innen eine erhebliche organisatorische und finanzielle Herausforderung. 

Mit Blick auf die 2025 festgelegte Verringerung von Baustandards zur Baukostensenkung als „Bremer 

Weg“ ist im Detail noch offen, ob lediglich notwendige Regulierungsanpassungen vorgenommen 

werden oder zentrale Ziele hochwertiger Stadtentwicklung und des Klimaschutzes aufgegeben werden. 

Der von SKUMS entwickelte freiwillige, klimapolitisch ambitionierte „Bremer Standard“ hat damit 

seine richtungsweisende Funktion verloren.  

Die Verwirklichung erneuerbarer Wärmeversorgungslösungen für die Erreichung der Klimaschutzziele 

wird vor diesem Hintergrund noch bedeutsamer.  
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Eine wesentliche klima- wie sozialpolitische Herausforderung stellten die Worst-Performing-Buildings 

dar, deren Anzahl, Verteilung, Eigentümer- und Bewohnerstruktur in den Grundlagen der Bremer 

Wärmeplanung nur bedingt erkennbar sind.  

Die Sanierungsraten für Gebäude bleiben in Bremen wie in Deutschland insgesamt seit Jahren deutlich 

hinter den klimapolitischen Erfordernissen zurück, so dass in diesem Bereich auch zukünftig von 

Zielverfehlungen auszugehen ist. Die Realisierung des auf Fachkräfteausbildung zielenden 

Klimacampus in Bremen stellt gleichwohl eine wichtige Maßnahme der Wärmepolitik dar.  

  (5) Die Bremer Wärmeplanung geht davon aus, dass durch zusätzliche und bislang unkonventionelle 

Maßnahmen Wärmepumpen in bis zu 97% des Stadtgebietes grundsätzlich eingesetzt werden können. 

Die hier zugrunde gelegten Annahmen können mit Blick auf die Probleme mit Schallemissionen, 

Platzmangel und Besonderheiten einzelner Gebäude jedoch zu pauschal und damit für viele Gebäude 

und Quartiere unrealistisch sein.  

Vor diesem Hintergrund wird es erforderlich sein, Lösungen für den Einsatz von Wärmepumpen in 

schwierigeren Lagen aktiv zu unterstützen und Pilotprojekte umzusetzen beziehungsweise 

Musterlösungen zu entwickeln. Zudem werden deshalb in allen Formen von Eignungsgebieten der 

Wärmeplanungen für viele Gebäude und Quartiere Bedarfe an anderen Lösungen für die 

Wärmeversorgung als Wärmepumpen und klassischen Wärmenetzen bestehen, die zu fördern sind. 

  (6) Die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung ist untrennbar mit der Beendigung der Versorgung 

von Gebäuden mit Erdgas verbunden. Die aktuell beabsichtigte Änderung des GEG (zukünftig GModG) 

durch die Abschaffung der 65% Anforderung und die Ankündigung einer auf Biomethan basierenden 

Gasversorgung droht Fehlanreize für Gebäudebesitzer:innen bei Entscheidungen über 

Heizungssystemen zu schaffen und die Stilllegung von Gasnetzabschnitten zu blockieren. Die Regelung 

stellt gegenwärtig einen der wichtigsten Fälle für eine inkonsistente Rahmensetzung dar, die erhebliche 

zusätzliche individuelle und gesellschaftliche Kosten verursachen und die Umsetzung der Wärmewende 

verlangsamen kann.  

Für Bremen kann sich die Notwendigkeit ergeben, baurechtliche Ausschlüsse für neue Erdgasanschlüsse 

in Neubaugebieten und größere Neubauvorhaben in Bestandsgebieten zu schaffen. Die Bremer 

Wärmepolitik steht zudem vor der Herausforderung, in Abstimmung mit den Versorgungsunternehmen 

unter den Bedingungen der neuen Gesetzgebung schnell eine Strategie für eine verantwortungsvolle 

schrittweise Stilllegung des Gasnetzes in allen Gebieten mit eindeutigen zukunftsfähigen 

Wärmeversorgungsoptionen zu entwickeln und klar zu kommunizieren.   

Der Einsatz von Biomethan für Gebäudewärme sollte auf Gebäude und Quartiere beschränkt bleiben, 

für die in einer Übergangszeit keine anderen Lösungen umgesetzt werden können. Der ineffiziente Bau 

und Betrieb von parallelen Wärmeversorgungsinfrastrukturen muss soweit wie möglich vermieden 

werden. 

  (7) Das bürgerschaftlich initiierte Projekt von genossenschaftlich betriebener Wärmeversorgung für 

Bestandsquartiere durch kalte Nahwärmenetze, die oberflächennahe Erdwärme als primäre 

Wärmequelle nutzen, ist in die Gründung der Genossenschaft ErdwärmeDich e.G. gemündet und wird 
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von der Stadt durch ein Förderprogramm für die Vorbereitung von drei Pilotprojekte unterstützt. Das 

Konzept ist grundsätzlich realistisch und kann ein Element sein, um für Gebäude in dichter bebauten 

Quartieren erneuerbare Wärmeversorgungslösungen anzubieten. Die Wärmeplanung berücksichtigt in 

ihrer Umsetzungsstrategie diese Versorgungsform mit einer kleineren Anzahl von Projekten.  

Die hohe Zahl an Interessent:innen an ErdwärmeDich belegt die Bereitschaft eines relevanten Teils der 

Stadtgesellschaft, die Wärmewende auch als zivilgesellschaftliches Projekt zu betrachten. In der 

konkreten Entwicklung der Pilotprojekte zeigen sich die deutlich geringeren technischen, finanziellen 

und administrativen Kapazitäten der ehrenamtlich agierenden Projektgruppe im Vergleich zu etablierten 

Versorgungsunternehmen. Zudem sind der Mangel an Zugang zu Kapital sowie das Fehlen einer 

professionellen Betriebsführung bedeutsam. Das Konzept von ErdwärmeDich greift innovative 

Elemente erneuerbarer Wärmeversorgungskonzepte auf, die auch die Fachdiskussion anspricht35. 

Gleichzeitig bestehen jedoch Hemmnisse durch noch ungeklärte rechtliche Anforderungen und 

Rahmenbedingungen sowie auch durch technische Herausforderungen.  

Für eine Umsetzung über kleinere Einzelvorhaben hinaus müsste die Kommune die Genossenschaft in 

eine Wärmeversorgungsstrategie und eine Kooperation mit einer öffentlichen Wärmegesellschaft 

einbinden. Wichtige Instrumente einer Förderung von Wärmeverbrauchergenossenschaften können 

Beiträge zur Entwicklung eines förderlichen kommunalen Regulierungsrahmens, 

Finanzierungsförderung, Formen der kommunalen Beteiligung an Nahwärmeprojekten, Beiträge zu 

Kostensenkungen bei der Entwicklung „kalter Nahwärmenetze“ z.B. durch Koordination sowie die 

gezielte Entwicklung von Netzen durch kommunale Ankerkunden sein36. 

 

 

 

 

  

 
35 Z.B. die Nutzung des Untergrunds als Wärmeressource und Wärmespeicher 
36 Vgl. die Darstellung des Forschungsstandes in Osthorst, Winfried; Rinner, Christian 2025: Instrumente für die 

Förderung bürgerschaftlicher Nahwärme im urbanen Bestand. Ein Screening des Forschungsstandes zur  

Governance der Wärmewende. GLOKAL Arbeitspapier zur Nachhaltigkeitspolitik – No. 22, 2025, Bremen. 
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